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Wolfram-Georg Riggert / Alois Friedel

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
Entwicklung von 1954 bis 1972

A. KONFERENZ ÜBER SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT
IN EUROPA

Nach dem Inkrafttreten der Ostverträge und 
der Berlin-Regelung ist der Weg zur Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa frei 1). Das Geflecht von Junktims, das 
noch zu Beginn des Jahres 1972 von deutscher, 
von westlicher und zuletzt von sowjetischer 
Seite um den Vertragskomplex wechselseitig 
geschlungen war, hat sich entwirrt.

Am 30. und 31. Mai 1972 gab der NATO- 
Ministerrat in Bonn die Bereitschaft zu 
erkennen, in multilaterale Gespräche zur 
Vorbereitung der Konferenz einzutreten. Im 
Kommunique vom 31. Mai 1972 erklärten die 
Außenminister der NATO, „daß das Ziel der 
verbündeten Regierungen während der multi-
lateralen Vorbereitungsgespräche darin be-
stehe, zu gewährleisten, daß ihre Vorschläge 
auf einer Konferenz ausführlich erörtert wür-
den, und festzustellen, daß unter den Teilneh-
mern eine genügende Gemeinsamkeit der 
Auffassungen besteht, um in angemessener 
Weise die Erwartung zu rechtfertigen, daß 
auf einer Konferenz befriedigende Ergebnisse 
erzielt werden. Eine so vorbereitete Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
sollte ein bedeutsamer Faktor im Entspan-
nungsprozeß sein. Sie sollte dazu beitragen, 
Hindernisse auf dem Wege zu besseren Bezie-
hungen und engerer Zusammenarbeit zwischen 
den Teilnehmern bei gleichzeitiger Wahrung 
der Sicherheit aller zu beseitigen. Die verbün-
deten Regierungen sehen einer ernsthaften 
Prüfung der wirklichen Probleme und einer

1) Zum Thema vgl. vor allem die umfassende Doku-
mentation Friedrich-Karl Schramm/Wolfram-Georg 
Riggert/Alois Friedel (Hrsg.), Sicherheitskonferenz 
in Europa. Dokumentation 1954—1972. Die Bemü-
hungen um Entspannung und Annäherung im poli-
tischen, militärischen, wirtschaftlichen, wissen-
schaftlich-technologischen und kulturellen Bereich, 
Frankfurt/Main 1972. (Die Dokumentation enthält 
weitgehend die im folgenden angeführten Quellen.)

Konferenz mit praktischen Ergebnissen entge-
gen 2." )

Die Ministerrats-Erklärung schloß den Kom- 
munique-Dialog bezüglich der Konferenz- 
Thematik zwischen NATO und Warschauer 
Pakt ab. Er war auf Block-Ebene — zwölf 
Jahre nach einem ersten Konferenzvorschlag 
der Sowjetunion im Jahre 1954 — vom War-
schauer Pakt im Juli 1966 in Bukarest mit der 
Vorlage des Plans einer Sicherheitskonferenz 
eingeleitet und von der NATO erstmals im 
Juni 1968 in Reykjavik mit dem Vorschlag ge-

genseitiger und ausgewogener Truppenredu-
zierungen auf indirekte Weise erwidert 
worden. Seit dem Jahre 1970 haben sich in 
West und Ost sowie bei neutralen Staaten die 
Vorstellungen hinsichtlich der auf einer Kon-
ferenz zu behandelnden Themen angenähert. 
Einigkeit besteht insbesondere über den 
Grundsatz einer intensiven Vorbereitung der 
Konferenz.

Am 22. November 1972 wurde durch die Ver-
treter von 34 Staaten in Helsinki die Vorkon-
ferenz auf Botschafterebene eröffnet. Außer 
Albanien nahmen sämtliche europäischen 
Staaten sowie die Vereinigten Staaten und 
Kanada teil. Der Zweck der Vorkonferenz ist 
die Aufstellung der Geschäfts- und Tagesord-
nung für die ab Mitte des Jahres 1973 vorge-
sehene Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa.

2) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 81, 3. 6. 1972.



I. Entstehungsgeschichte

Das ursprüngliche sowjetische 
Konferenzprojekt

Die Formel der „kollektiven Sicherheit" spielte 
schon im Konzept der sowjetischen Außenpo-
litik der 20er und 30er Jahre eine wichtige 
Rolle. Nach dem Zweiten Weltkrieg verzichtete 
die Sowjetunion fast zehn Jahre lang auf ent-
sprechende Vorschläge und Parolen. Erst im 
Jahre 1954, als der Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur NATO zu erwarten war, griff 
die Sowjetunion den Gedanken der „kollekti-
ven Sicherheit" wieder auf und verband ihn 
mit Vertrags- bzw. Konferenzprojekten, die 
auf die Gesamtheit der europäischen Staaten 
bezogen waren. Auf der Berliner Außenmini- 
ster-Konferenz forderte der sowjetische Außen-
minister, Wjatscheslaw M. Molotow, am 
10. Februar 1954, die vier Mächte sollten unver-
züglich Maßnahmen treffen, „um den Abschluß 
eines Vertrages zwischen den europäischen 
Staaten über die kollektive Sicherheit zu för-
dern" und „die Initiative zur Einberufung einer 
entsprechenden Konferenz der europäischen 
Staaten zu ergreifen" 3). Partner des „Gesamt-
europäischen Vertrages" sollten alle europä-
ischen Staaten sein können. Der sowjetische 
Vorschlag sah weiter vor, daß „die Vertrags-
partner die Regierungen der Vereinigten 
Staaten und der Volksrepublik China auffor-
dern, ihre Vertreter als Beobachter in die 
gemäß dem Vertrag zu schaffenden Organe zu 
entsenden" 4).

s) Europa-Archiv, Jg. 9, 1954, F. 8/9, S. 6529.
über die Aktivität der Sowjetunion bei ihren Bemü-
hungen um eine „kollektive Sicherheit" zwischen 
1919 und 1939, ihre Karenzzeit auf diesem Gebiet 
während des Zweiten Weltkriegs, aber auch in den 
Jahren 1945 bis 1954 und ihre neuen Aktivitäten 
liegt folgende Analyse vor: Helmut Handzik, For-
meln und Instrumente kollektiver Sicherheit in der 
sowjetischen Außenpolitik 1917—1955. Studien der 
Stiftung Wissenschaft und Politik, Eggenberg 1971. 
4) Europa-Archiv, Jq. 9, 1954, F. 8/9, S. 6530.
5) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 9, 1954, F. 8/9, S. 6532 bis 
6534.

3) Europa-Archiv, Jg 8/. 9, 1954, F. 9, S. 6946.
7) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 9, 1954, F. 19, S. 6946 f„ 
bzw. Jg. 10, 1955, F. 1, S. 7206—7209.
8) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 10, 1955, F. 1, S. 7209 bis 
7211.

Der sowjetische Vorschlag wurde von den 
Westmächten abgelehnt. In der Note vom 
31. März 1954 an die Westmächte erblickte die 
Sowjetregierung ihrerseits keine Hindernisse 
in der Teilnahme der Vereinigten Staaten an 
einem gesamteuropäischen Vertrag5). Durch 
die sowjetische Note vom 24. Juli 1954 erfuhr 
Molotows Plan eine Ergänzung dahin gehend, 
„daß der Entwurf zum Gesamteuropäischen 
Vertrag für die kollektive Sicherheit in Europa 

durch eine neue Bestimmung über die Zusam-
menarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet vervoll-
ständi 6gt werde" ).
Das sowjetische Konferenzprojekt fand auf 
westlicher Seite kaum Beachtung, da die 
Stoßrichtung des sowjetischen Vorschlages 
unmittelbar auf die Loslösung der europäischen 
Staaten von den Vereinigten Staaten und gegen 
den Zusammenhalt der NATO gerichtet war. 
Auch war die Absicht der Sowjetunion nicht 
zu verkennen, über vermehrten politischen 
Einfluß eine hegemoniale Stellung über Europa 
zu erlangen.
Sowjetische Vorschläge zur Abhaltung einer 
gesamteuropäischen Konferenz erfolgten er-
neut am 4. August sowie am 23. Okt

7
ober 

1954 ) als unmittelbare Antwort auf die Kon-
ferenzen der Westmächte in London und Paris, 
welche die Neufassung des Deutschlandver-
trags, den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch-
land zur Westeuropäischen Union und ihre 
Aufnahme in die NATO zum Gegenstand 
hatten. •
Am 13. November 1954 forderte die Sowjet-
union in einer Note an 23 europäische Staaten 
und an die Vereinigten Staaten nochmals die 
Einberufung einer „gesamteuropäischen Kon-
ferenz zur Frage der Schaffung eines Systems 
der kollektiven Sicherheit in Europa"; die 
Konferenz sollte binnen zwei Wochen in 
Moskau oder Paris stattfinden8). Die West-
mächte folgten dieser Einladung nicht.
Daraufhin veranstaltete die Sowjetunion mit 
Polen, der Tschechoslowakei, der DDR, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien und Albanien vom 29. 
November bis 2. Dezember 1954 die Moskauer 
„Konferenz europäischer Länder zur Gewähr-
leistung des Friedens und der Sicherheit in 
Europa". China nahm als Beobachter teil. Die 
Konferenz endete mit dem Beschluß, im Falle 
der Ratifizierung der Pariser Abkommen ge-
meinsame Maßnahmen bei der Organisation 
der Streitkräfte des Ostblocks und ihres Kom-
mandos durchzuführen. Die Linien für einen 
Militärpakt unter Moskaus Führung wurden 
damit vorgezeichnet.
Nach der Ratifizierung der Pariser Verträge 
und der Aufnahme der Bundesrepublik 



Deutschland in die NATO (8. Mai 1955) wurde 
am 14. Mai 1955 der Warschauer Pakt gegrün-
det.
Aufgrund Art. 11, Satz 2, verliert der War-
schauer Vertrag „im Falle der Schaffung eines 
Systems der kollektiven Sicherheit in Europa 
und des Abschlusses eines diesem Ziele die-
nenden gesamteuropäischen Vertrages über 
kollektive Sicherheit, den die vertragschlie-
ßenden Seiten unentwegt anstreben werden, 
... am Tage des Inkrafttretens des Gesamt-
europäischen Vertrages seine Gültigkeit".

Moskau gab auch nach der Gründung des War-
schauer Paktes die Bemühungen um eine ge-
samteuropäische Konferenz nicht auf.

Bei der Genfer Konferenz der Regierungschefs 
der vier Mächte legte der sowjetische Mini-
sterpräsident, Nikolaj A. Bulganin, am 20. Juli 
1955 einen Entwurf für einen „gesamteuropä-
ischen Vertrag über die kollektive Sicherheit 
in Europa" für alle europäischen Staaten und 
die Vereinigten Staaten von Amerika vor. Die-
ser Vertragsentwurf sah neben einer ausge-
dehnten wirtschaftlichen und kulturellen Zu-
sammenarbeit auch Sicherheitsvereinbarungen 
vor. Er sollte 50 Jahre gültig sein und nach 
einer gewissen Zeit die Auflösung der öst-
lichen und westlichen Militärbündnisse zur 
Folge haben 9).

9) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 10, 1955, F. 16, S. 8110 
bis 8111.
10) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 13, 1958, F. 12, S. 10 844, 
bzw. F. 22/23, S. 11 066—11 068.

Auf der Genfer Außenministerkonferenz 
brachte der sowjetische Außenminister Molo-
tow am 28. Oktober 1955 den Vorschlag vom 
20. Juli erneut in die Diskussion ein. Der hoff-
nungsvolle „Geist von Genf" beflügelte zu-
nächst die öffentliche Meinung im Westen; er 
erlosch jedoch, als das Beharren Moskaus auf 
der Teilung Deutschlands erkenntlich wurde.

Die im Februar 1958 vom sowjetischen Regie-
rungschef, Nikita S. Chruschtschow, geforderte 
Gipfelkonferenz kam nicht zustande, weil die 
Westmächte den sowjetischen Wünschen zu-
wider damit die Erörterung der deutschen 
Wiedervereinigung verbunden sehen wollten.

Schließlich scheiterte auch der am 27. Mai und 
15. Juli 1958 von den Sowjets den europä-
ischen Staaten und der Vereinigten Staaten an-
gebotene Nichtangriffspakt zwischen den Teil-
nehmerstaaten der NATO und des Warschauer 
Paktes 10 ). Das Angebot glich auf sicherheits- 

und wirtschaftspolitischem Gebiet weitgehend 
den sowjetischen Vorschlägen vom Jahre 1955. 
Zu weiteren Initiativen, die Einberufung einer 
europäischen Konferenz zu fordern, sah sich 
die Sowjetunion angesichts der nun folgenden 
Konsolidierung der Blöcke und bei der gleich-
bleibenden Haltung der Westmächte zunächst 
nicht veranlaßt. Deutlich zeichneten sich zwei 
verschiedene Standpunkte ab: Der Westen be-
harrte auf einer vorausgehenden Bereinigung 
der „eigentlichen Spannungsherde", insbeson-
dere der Teilung Deutschlands, um danach zu 
einer dauerhaften Friedensordnung in ganz 
Europa zu kommen. Der Osten sah demgegen-
über die gesamteuropäische Konferenz als 
Instrument zur Schaffung eines „Klimas der 
Entspannung" und der „Normalisierung" in 
Europa an.

Polnische Entspannungspläne

In der Phase zwischen dem ursprünglichen 
sowjetischen Konferenzprojekt und dem Auf-
greifen des Konferenzgedankens durch den 
Warschauer Pakt 1965/66 unterbreitete die 
polnische Regierung in den Jahren 1957 bis 
1964 mehrere Entspannungsvorschläge.

Ihre Grundlage bildete die Denuklearisierung 
Deutschlands, Polens und der Tschechoslowa-
kei. Die vier für Deutschland als Ganzes 
zuständigen Mächte — Frankreich, die Verei-
nigten Staaten, Großbritannien und die So-
wjetunion — sollten sich verpflichten, in dieser 
Zone weder Kernwaffen zu lagern noch Ab-
schußvorrichtungen zu unterhalten. Darüber 
hinaus sollten sie garantieren, keine Atom-
waffen auf diesem Gebiet einzusetzen.

Gestützt auf diese Grundüberlegungen schlug 
der polnische Außenminister, Adam Rapacki, 
in vier Plänen, die jeweils modifiziert wurden, 
die Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in 
Mitteleuropa vor und forderte betroffene und 
interessierte Staaten zur Aufnahme von Ge-
sprächen auf. Neben regionalen Sicherheits-
maßnahmen, die nach Rapackis Vorstellungen 
von 1957 die Sicherheit bis zu dem Zeitpunkt 
gewährleisten sollten, „in dem ein wirkungs-
volles System der kollektiven Sicherheit an 
Stelle der gegenwärtigen Spaltung in Europa 
errichtet worden ist", sollten in Abkommen 
zwischen den Staaten des Ostseeraumes auch 
wirtschaftliche, kulturelle und wissenschaftliche 
Fragen im Sinne „nachbarlicher Zusammenar-
beit" gelöst werden und eine „konkrete Illu-



stration der friedlichen, konstruktiven Koexi-
stenz" geben 11 (Erster Rapacki-Plan) ).

Die späteren Rapacki-Pläne 12)  befaßten sich 
insbesondere mit der Realisierung der Ab-
rüstungsmaßnahmen, die stufenweise — erst 
durch Einfrieren des vorhandenen Nuklear-
potentials und dann durch dessen Abbau — 
erfolgen sollten. Auch die Fragen der Kon-
trolle und der Garantien wurden erörtert.

Polens Parteichef, Wladyslaw Gomulka, regte 
am 28. Dezember 1963 in einer Rede in Plock 
an, „den Weg zur Abrüstung durch Verein-
barungen über partielle Maßnahmen (zu) öff-
nen, mit deren Hilfe — neben Maßnahmen 
in Mitteleuropa — die Sicherheitszone in an-
deren Regionen der Welt erweitert wird". Er 
sagte ferner, daß Polen und alle sozialistischen 
Länder „großes Gewicht auf eine entspre-
chende internationale wirtschaftliche Zusam-
menarbeit" legten (Gomulka-Plan) 131).

11) Europa-Archiv, Jg. 13, 1958, F. 2, S. 10 484 f.
12) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 13, 1958, F. 5/6, 
S. 10 602 f., Jg. 14, 1959, F. 9/10, S. D 206—208 und 
Jg. 17, 1962, F. 10, S. D 271—274.
13) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 19, 1964, F. 5, S. D 180.
14) Europa-Archiv, Jg. 20, 1965, F. 8, S. D 212.
15) Vgl. Neues Deutschland, Nr. 22, 22. 1. 1965.

16) Vgl. Dokumentation zur Abrüstung und Sicher-
heit, Band IV: 1966, zsgst. von Heinrich Siegler, 
Bonn u. a. 1967, S. 86.

Die Vermutung, daß die polnischen Vorschläge 
nicht ausschließlich der Eigeninitiative Polens 
entsprungen waren, läßt es verständlich er-
scheinen, daß die Sowjetunion, die Tschecho-
slowakei und die DDR dem von Polen ange-
regten Denuklearisierungsprojekt in Mittel-
europa zustimmten. Ein nicht übersehbares 
Phänomen ist dennoch das große Interesse, das 
die Entspannungsvorschläge in der politischen 
Diskussion des Westens fanden.

Nach eingehender Prüfung verwarfen die 
westlichen Regierungen und der NATO-Rat 
die Pläne Rapackis und Gomulkas. Ausschlag-
gebend war dabei vor allem die Auffassung 
der Vereinigten Staaten, die im Falle einer 
militärischen Verdünnung in Mitteleuropa 
und der dann fehlenden ungenügenden räum-
lichen Tiefe zum Aufbau einer wirksamen kon-
ventionellen Verteidigung und nuklearen Ab-
schreckung in Westeuropa keinen Sinn mehr 
in der Beibehaltung ihrer Truppenpräsenz auf 
dem europäischen Kontinent sahen.

Der polnische Außenminister Rapacki, der mit 
seinen Vorschlägen jahrelang Weltpolitik be-
trieben hatte, brachte schließlich am 14. De-
zember 1964 vor der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen zum Ausdruck, daß der 
„Moment zur Erörterung des gesamten Pro-
blems der Sicherheit in Europa" herangereift 
sei. Er griff auf die alte sowjetische Konfe-
renzvokabel zurück und erklärte: „Unserer 
Meinung nach wäre es zweckmäßig, in dieser 
Frage eine Konferenz aller europäischen Staa-
ten einzuberufen, an der selbstverständlich 
sowohl die Sowjetunion als auch die Vereinig-
ten Staaten teilnehmen würden. Eine solche 
Konferenz könnte im Bedarfsfälle durch Ver-
treter des Warschauer Vertrags und der NATO 
und, falls erwünscht, auch durch Vertreter 
europäischer Staaten, die keinen Gruppierun-
gen angehör 14en, vorbereitet werden." )

II. Entwicklung des Konferenzgedankens

Bukarest und Karlsbad

Rapackis Vorschlag vom 14. Dezember 1964 
vor den Vereinten Nationen zur Einberufung 
einer Konferenz aller europäischer Staaten 
zur Erörterung der kollektiven Sicherheit fand 
bereits fünf Wochen später auf der Tagung 
des Politischen Beratenden Ausschusses der 
Teilnehmerstaaten des Warschauer Paktes in 
Warschau ein Echo. Er wurde hier zum ersten 
Male in einem Kommunique (20. Januar 1965) 
erwähnt15 ).

Die sowjetische Regierung gab nun dem Plan 
einer Sicherheitskonferenz in ihrer Politik 
großes Gewicht. Auf dem XXIII. Parteitag der 
KPdSU machte sich Parteichef Leonid Bre- 
schnjew in seinem Rechenschaftsbericht vom 
29. März 1966 den Gedanken der Denuklearisie- 
rung zu eigen und empfahl, über die euro-
päische Sicherheit auf einer internationalen 
Konferenz zu verhandeln 16 ).
Der Vorschlag über die Einberufung einer 
europäischen Konferenz zur Erörterung von 
Fragen der Gewährleistung der Sicherheit in 
Europa und zur Anbahnung der europäischen 
Zusammenarbeit wurde auf Paktebene de-
tailliert in der Erklärung der Teilnehmerstaa-



ten des Warschauer Vertra
17
ges vom 6. Juli 

1966 in Bukarest formuliert ).

Die Bukarester Deklaration enthielt neben 
Polemiken gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land und die Vereinigten Staaten eine um-
fangreiche Desideratenliste. Für Europa 
wurde angestrebt: gutnachbarliche Beziehun-
gen auf der Grundlage der Prinzipien der Un-
abhängigkeit und nationalen Souveränität, der 
Gleichberechtigung, der Nichteinmischung auf 
der Grundlage der Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz zwischen Staaten mit unterschied-
licher Gesellschaftsordnung. Die Warschauer 
Paktstaaten traten für die Verstärkung der 
wirtschaftlichen Beziehungen und Handels-
verbindungen sowie für eine Erweiterung der 
Kontakte und Formen der Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wissenschaft, Technik, Kultur 
und Kunst ein.

Angesichts der bestehenden militärischen 
Block-Situation zwischen Ost und West wurde 
die „Auflösung der Militärbündnisse" zur 
Diskussion gestellt. Es folgte der Hinweis, 
„daß, falls der Nordatlantikpakt seine Gültig-
keit verliert, auch der Warschauer Pakt außer 
Kraft treten wird und daß ihren Platz ein 
System der europäischen Sicherheit einneh-
men muß".

Als Teilmaßnahmen zur militärischen Ent-
spannung in Europa wurden vorgeschlagen: 
Beseitigung der ausländischen Militärstütz-
punkte, Abzug aller ausländischen Truppen 
von fremden Territorien bis hinter ihre 
nationalen Grenzen, Verminderung der Streit-
kräfte beider deutscher Staaten, Bildung atom-
waffenfreier Zonen, Einstellung von Flügen 
ausländischer Flugzeuge mit Atom- und Was-
serstoffbomben über Europa.

Ferner wurden die Unantastbarkeit der Gren-
zen und die Anerkennung 
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zweier deutscher Staaten gefordert ).

Der Bukarester Deklaration folgte neun Mo-
nate später das Aktionsprogramm, das die 
Kommunistischen und Arbeiterparteien Euro-
pas auf der Karlsbader Konferenz beschlossen 
und in einer Erklärung vom 26. April 1967 ver-
öffentlichten. Die Forderungen betrafen u. a. 
die Anerkennung der Unantastbarkeit der be-
stehenden Grenzen in Europa, insbesondere 
der Grenze an Oder und Neiße sowie zur DDR, 
Anerkennung der DDR, Verhinderung des Zu-

tritts der Bundesrepublik zu Kernwaffen in 
jeglicher Form und Ungültigkeitserklärung des 
Münchner Abkommens von Anfang an.
Als erreichbare Ziele wurden in dem Aktions-
programm proklamiert: Gewaltverzichtsver-
trag, Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen allen Staaten und der DDR sowie zwi-
schen den beiden deutschen Staaten und zwi-
schen der „besonderen politischen Einheit 
Westberlin" und der DDR, Verteidigung und 
Entwicklung der Demokratie in der Bundes-
republik (Verbot der NPD, Legalisierung der 
KPD usw.), Vertrag über die Nichtweiterver-
breitung von Kernwaffen, Liquidierung der 
künstlich errichteten Hindernisse in den Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen den sozialisti-
schen und kapitalistischen Ländern Europas 
und — wohl im Hinblick auf die im Jahre 1969 
mögliche Kündbarkeit des NATO-Vertrags 
durch Mitgliedstaaten — die gleichzeitige Auf-
lösung der beiden Bündnisse;
Gemäß den Beschlüssen der Karlsbader Kon-
ferenz sollten diese Ziele erreicht werden 
durch Aktivierung der kommunistischen Par-
teien des Westens und möglichst in Zusam-
menarbeit mit den Kräften der Bauernschaft 
und der Mittelschichten, der sozialistischen 
und sozialdemokratischen Parteien, der Ge-
werkschaften, der christlichen und anderer 
Religionsgemeinschaften, der Schriftsteller, 
Künstler und Wissenschaftler, der „jungen 
Generation Europas" und der Frauen. Sie alle 
wurden aufgefordert, mit ihrer „Energie die 
Einberufung einer Konferenz der europäischen 
Staaten zu unterstützen" 19).

17) Vgl. Neues Deutschland, Nr. 186, 9. 7. 1966.
18) Vgl. ebda.

19) Vgl. Neues Deutschland, Nr. 115, 27. 4. 1967.
20) Europa-Archiv, Jg. 20, 1965, F. 19, S. D 495.

Die Haltung des Westens

Bereits am 9. September 1965 erklärte der 
französische Staatspräsident, Charles de 
Gaulle, auf einer Pressekonferenz: „Wir sehen 
ohne Zaudern dem Tag entgegen, an dem 
Europa im Interesse einer konstruktiven Ver-
ständigung vom Atlantik bis zum Ural ganz 
seine eigenen Probleme selbst regelt und vor 
allem das Deutschland-Problem, auf dem ein-
zigen dafür möglichen Weg, dem eines all-
gemeine 20n Übereinkommens." )
Die Bundesrepublik Deutschland unterbreitete 
am 25. März 1966 in der sogenannten Frie-
densnote Vorschläge zur Abrüstung und Frie-
denssicherung in Europa. Sie empfahl Maßnah-



men zur Verhütung der Weiterverbreitung von 
Kernwaffen und bekannte sich zum Verzicht 
auf Gewaltanwendung21 ).

21) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 42, 26. 3. 1966.
22) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 21, 1966, F. 20, S. D 519.
23) Neues Deutschland, Nr. 77, 18. 3. 1969. 24) Ebda.

Eine weitere Initiative entfaltete der dänische 
Außenminister, Per Haekkerup, auf der 
NATO-Tagung am 7./8. Juni 1966 in Brüssel. 
Er regte die Einberufung einer „europäischen 
Entspannungskonferenz" zwischen NATO und 
Warschauer Pakt an.
Haekkerups Vorschlag stieß auf Skepsis. Die 
Sprecher im Ministerrat bekannten sich zwar 
zur Politik der Entspannung; sie wollten die 
Sicherheit des Westens aber dadurch nicht ge-
fährdet sehen. Die Vereinigten Staaten, Groß-
britannien und die Bundesrepublik Deutschland 
hielten ein Höchstmaß an westlicher Geschlos-
senheit für die wichtigste Voraussetzung bei 
den Entspannungsbemühungen. Frankreich 
sprach sich für individuelle Annäherungs-
schritte an den Osten aus.
Zwar ohne Bezug auf das Konferenzprojekt, 
aber in unverkennbarer Reaktion auf die in 
Gang gekommene Diskussion der sowjetischen 
Vorschläge erklärte am 7. Oktober 1966 Präsi-
dent Lyndon B. Johnson die Bereitschaft der 
Vereinigten Staaten, gemeinsam mit anderen 
westlichen Ländern an der Heilung der Spal-

tung Europas mitzuwirken und einen „Brük- 
kenschlag" einzuleiten. Durch gegenseitiges 
Vertrauen sollten beide Seiten zu einer wah-
ren europäi 22schen Versöhnung finden ).
Weichenstellungen erfolgten auf westlicher 
Seite durch die Verabschiedung des Harmel- 
Berichts im Dezember 1967 und durch das sog. 
Signal von Reykjavik im Juni 1968. Durch die 
Annahme des Harmel-Reports erfuhr die bis-
herige Aufgabenstellung des NATO-Bündnis- 
ses insofern eine Erweiterung, als neben die 
Verteidigung nunmehr eine aktive Entspan-
nungspolitik treten sollte. In dem sechs Mo-
nate später folgenden Dokument von Reykja-
vik unterbreitete der NATO-Rat ein Entspan-
nungsangebot mit dem Vorschlag beiderseiti-
ger, ausgewogener Truppenreduzierungen in 
Europa.
Die westlichen Offerten sollten ebenso wie 
die offiziösen und akademischen Modellstu-
dien zum Thema „Sicherheit in Europa", die 
1968/69 entstanden, das sowjetische Interesse 
auf den Aspekt der Truppenreduzierung len-
ken. Der Einmarsch der Truppen von fünf 
Warschauer-Pakt-Staaten in die Tschecho-
slowakei am 21. August 1968 machte allerdings 
zunächst alle Ansätze zunichte.

III. Akzentverlagerung des Konferenzgedankens

Budapester und Prager Deklarationen

Die Tonart des Appells, den die Vertreter des 
Politischen Beratenden Ausschusses der Teil-
nehmerstaaten des Warschauer Paktes am 
17. März 1969 von Budapest aus an alle euro-
päischen Staaten richteten, unterschied sich 
wesentlich von früheren Deklarationen des 
Ostblocks. Die polemischen Töne gegenüber 
den Vereinigten Staaten und der Bundesrepu-
blik wurden leiser.
Nach Auffassung der Warschauer-Pakt-Staaten 
bot eine „gesamteuropäische Konferenz" die 
Chance, „gemeinsam Mittel und Wege zu fin-
den, die zur Beseitigung der Spaltung Europas 
in Militärgruppierungen und zur Verwirk-
lichung der friedlichen Zusammenarbeit zwi-
schen den europäischen Staaten und V

23
ölkern 

führen" ).  Genauere Vorstellungen für die 
Schaffung eines europäischen Sicherheits-
systems wurden nicht angedeutet.

Die Warschauer-Pakt-Staaten zählten zu den 
grundlegenden Voraussetzungen der Gewähr-
leistung der europäischen Sicherheit u. a. die 
Unberührbarkeit der europäischen Grenzen, 
die Anerkennung der Existenz der DDR, die 
Aufgabe des Alleinvertretungsanspruches und 
den Verzicht auf Kernwaffen seitens der Bun-
desrepublik Deutschland.
Die Tagesordnungspunkte für die Konferenz 
wurden auf den Bereich der Zusammenarbeit 
ausgedehnt, d. h. auf gemeinsame große euro-
päische „Projekte auf dem Gebiet der Energe-
tik, des Verkehrswesens, der Wasserwirt-
schaft, der Luft und des Gesundheits-
wesens" 24 ).
Die stärkere Betonung des Nutzens einer Zu-
sammenarbeit, insbesondere auf den Gebieten 
der Wirtschaft, des Handels und der Kultur, 
wurde begleitet von der Zurückstellung, ja bei-
nahe Ausklammerung der Fragen der militäri-
schen Sicherheit.
Der Budapester Appell wurde auf der Prager 
Außenministerkonlerenz des Warschauer Pak-



tes vom 31. Oktober 1969 konkretisiert. In 
einer Erklärung wurde Helsinki als Tagungs-
ort erwähnt. Gesprächsthemen sollten sein:
— Gewährleistung der europäischen Sicherheit 

und Verzicht auf Gewaltanwendung oder 
Gewaltandrohung in den gegenseitigen 
Beziehungen zwischen den europäischen 
Staaten.

— Erweiterung der gleichberechtigten Han-
dels-, Wirtschafts- und wissenschaftlich- 
t

25

echnischen Beziehungen mit dem Ziel, die 
politische Zusammenarbeit zwischen den 
europäischen Staaten zu entwickeln ).

Die Akzentverlagerung des Konferenzgedan- 
dens trug nicht zuletzt den wirtschaftspoli-
tischen Interessen der Ostblockstaaten Rech-
nung.

Finnlands Offerte und die Haltung 
der Neutralen/Blockfreien

Die Außenminister der NATO-Staaten gingen 
am 10./11. April 1969 auf der Konferenz in 
Washington erstmals auf die Thematik des 
Budapester Appells ein, ohne ihn im Kom-
munique jedoch direkt zu erwähnen. Sie 
kündigten an, „durch Kontakte weiterhin echte 
Fortschritte . . . anzustreben und alle geeig-
neten Verhandlungsmöglichkeiten zu unter-
suc 26hen" ).
Trotz verstärkten Drängens der Warschauer- 
Pakt-Staaten übten die NATO-Staaten Zurück-
haltung. Sie argumentierten weiterhin, eine 
derartige Konferenz müsse, um erfolgreich zu 
sein, sehr sorgfältig vorbereitet werden. Auch 
vertraten sie unverändert die Auffassung, daß 
die Teilnahme der Vereinigten Staaten und 
Kanadas an dieser Konferenz sichergestellt 
sein müßte.
In einem Memorandum vom 5. Mai 1969 an 
dreißig europäische Staaten sowie an die 
Vereinigten Staaten und an Kanada erklärte 
die finnische Regierung ihre Bereitschaft, „die 
Rolle des Gastgebers sowohl der Sicherheits-
konferenz als auch 

27
des Vorbereitungstreffens 

zu übernehmen" ).
Auf das finnische Schreiben antworteten bis 
Ende Oktober 1969 fünfundzwanzig Staaten 
grundsätzlich positiv, nämlich

— die sieben Mitgliedstaaten des Warschauer 
Paktes;

— die NATO-Staaten Dänemark, Frankreich, 
Belgien, Großbritannien, Norwegen, Portu-
gal, die Niederlande, Island, Kanada und 
die Bundesrepublik Deutschland

— die neutralen bzw. blockfreien Staaten 
Irland, Österreich, Jugoslawien, Schweden, 
Spanien, die Schweiz, der Vatikan und San 
Marino.

Italien sah sich nicht gleich zu einer positiven 
Stellungnahme imstande, die Vereinigten 
Staaten verhielten sich sehr reserviert, und 
Albanien nahm als einziger Staat eine ableh-
nende Haltung ein.
Als sich Ergebnisse der deutsch-sowjetischen 
und der deutsch-polnischen Verhandlungen 
des Jahres 1970 abzeichneten, setzte die finni-
sche Regierung ihre Bemühungen um das 
Zustandekommen einer europäischen Konfe-
renz fort. In einem Aide-memoire vom 
24. November 1970 lud sie zu multilateralen 
Ost-West-Beratungen nach Helsinki ein, in 
denen die Konferenz vorbereitet werden sollte. 
Die Wünsche der NATO-Verbündeten fanden 
weitgehende Berücksichtigung. Die Teilnahme 
an dem Treffen sollte nicht die „Anerkennung 
der bestehenden politischen Verhältnisse in 
Europa" bedeuten; die Vorbereitung müßte 
des Konferenzerfolges wegen gründlich sein 
und auch Sachfragen einschließen ).

25) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 24, 1969, F. 23, S. D 552.
26) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 46, 15. 4. 1969.
27) Europa-Archiv, Jg. 24, 1969, F. 13, S. D 310. 28) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 26, 1971, F. 3, S. D 72.

Auf Seiten der neutralen Staaten zeigte sich 
neben Finnland besonders Österreich am Kon-
ferenzprojekt interessiert. Aber auch Jugo-
slawien, Schweden und die Schweiz bekunde-
ten ihr Interesse daran. Sie alle legten Wert 
auf eine Lösung der Sicherheitsprobleme in 
Europa und befürworteten zugleich eine Inten-
sivierung der Zusammenarbeit.

Kommunique-Dialog

In der Brüsseler Erklärung zu Fragen der 
europäischen Sicherheit vom 5. Dezember 1969 
bekundete der NATO-Ministerrat seine Bereit-
schaft zu Gesprächen und Verhandlungen mit 
der Sowjetunion und den anderen Staaten 
Osteuropas über Themen des Zusammenlebens 
der Staaten, der Rüstungskontrolle und der 
Abrüstung, des wirtschaftlichen, technischen 
und kulturellen Austausches; denn „auf diesen 
Gebieten könnte durch eine größere Freizügig-
keit für Menschen, Ideen und Informationen 



zwischen den Ländern des Ostens und des 
Westens mehr als bisher erreicht werden". 

29

Auch „der Nutzen der Tätigkeit der Allianz auf 
dem Gebiet der menschlichen Umwelt könnte 
gesteigert werden, wenn sie zur Basis einer 
umfassenderen Zusammenarbeit würde" ).
Mit der Forderung nach mehr Freizügigkeit auf 
verschiedenen Gebieten wurde vom Westen 
ein Thema unterbreitet, auf dessen Behandlung 
er großen Wert legt und beharrt.
Seit der Brüsseler Tagung widmete die NATO 
einen erheblichen Teil ihrer halbjährlich statt-
findenden Begegnungen der Koordinierung 
und Präzisierung der Standpunkte ihrer Mit-
glieder zur Abhaltung einer KSZE. Die Ent-
wicklung gestattete, mit Einschränkungen von 
einem Dialog der Bündnisse zu sprechen. Am 
26. und 27. Mai 1970 legte d

30

er NATO-Minister- 
rat in Rom vier Prinzipien für eine beiderseitige 
und ausgewogene Truppenreduzierung fest ). 
Hinsichtlich der bereits begonnenen bilateralen 
Ost-West-Gespräche (SALT-Gespräche über 
eine Begrenzung strategischer Rüstungen, 
deutsch-sowjetische und deutsch-polnische Ver-
handlungen) versicherten die Minister, daß sie, 
nach erzielten Fortschritten mit dem Osten in 
den laufenden Verhandlungen, insbesondere 
bezüglich der Deutschland- und Berlinfrage, 
bereit seien, multilaterale Kontakte mit allen 
interessierten Staaten zu beginnen, um zu er-
kunden, „wann die Einberufung einer Konfe-
renz oder einer Reihe von Konferenzen" mög-
lich wäre 31).

29) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 150, 9. 12. 1969.
30) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
d,er Bundesregierung, Nr. 75, 2. 6. 1970.
31) Vgl. ebda.
32) Vgl. ebda.

33) Europa-Archiv, Jg. 25, 1970, F. 14, S. D 324.
34) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung, Nr. 136, 21. 9. 1971.

Als Hauptthemen für die Erkundung wurden 
genannt:
— die Grundsätze, die für die Beziehungen 

zwischen Staaten maßgebend sein sollten, 
einschließlich des Gewaltverzichts;

— die Entwicklung von internationalen Bezie-
hungen mit dem Ziel, zu einer größeren 
Freizügigkeit für Menschen, Ideen und 
Informationen sowie zur Förderung der 
Zusammenarbeit im kulturellen, wirtschaft-
lichen, technischen und wissenschaftlichen 
Bereich und auf dem Gebiet der mensch-
lichen Umwelt beizutragen 32 ).

Die Staaten des Warschauer Paktes nahmen 
im Budapester Memorandum vom 21./22. Juni 
1970 auf die in Rom genannten Kriterien 

keinen direkten Bezug. Sie maßen dem Umwelt-
schutz als Konferenzthema besondere Bedeu-
tung zu. Neu brachten sie in Vorschlag, „das 
Problem der Bildung eines Organs zu Fragen 
der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
in die Tagesordnung einzubeziehen" 33 ).
Aus dem Kommunique über die Gespräche 
zwischen Bundeskanzler Willy Brandt und 
Parteichef Leonid Breschnjew in Oreanda 
(Krim) vom 18. September 1971 ist eine gewisse 
Übereinstimmung hinsichtlich der Themen-
gestaltung herauszulesen. Beide Politiker kün-
digten auf bi- und multilateraler Ebe

34

ne 
Konsultationen an, „um die Abhaltung einer 
solchen Konferenz zu beschleunigen" ).
Im Rhythmus der Tagungen des NATO-Mini- 
sterrats und der Treffen der Warschauer- 
Pakt-Staaten kam es zwar zu keiner völligen 
Deckungsgleichheit der Wünsche für die Tages-
ordnung einer KSZE. Die Vorstellungen über 
die zu behandelnden Themen erfuhren jedoch 
eine Annäherung, wie die Kommuniques bzw. 
Erklärungen der Tagungen von Berlin (Ost) 
und Brüssel (2. bzw. 3./4. Dezember 1970), 
Warschau (1. Dezember 1971), Brüssel (10. De-
zember 1971), Prag (26. Januar 1972) und Bonn 
(31. Mai 1972) zeigten. Die Verabschiedung der 
Ostverträge und das Inkrafttreten der Berlin- 
Regelung setzten schließlich den Weg frei für 
die Aufnahme multilateraler Vorbereitungs-
gespräche, die am 22. November 1972 in Hel-
sinki begonnen haben.

Themenkatalog einer KSZE

Seit Ende 1970 haben sich vier Hauptthemen 
herauskristallisiert, die auf einer Konferenz 
Gegenstand der Verhandlungen werden könn-
ten:
— Grundsätze für die zwischenstaatlichen 

Beziehungen, Gewaltverzicht,
— größere Freizügigkeit für Menschen, Mei-

nungen, Informationen und Verkehr sowie 
kulturelle Beziehungen,

— Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirt-
schaft, Wissenschaft, Technik und des Um-
weltschutzes,

— Probleme der Sicherheit, Grundsätze und 
Kriterien einer Verminderung von Truppen 
und Rüstungen im Osten und Westen Euro-
pas, flankierende oder symbolische Sicher-
heitsmaßnahmen.



B. BEIDERSEITIGE, AUSGEWOGENE TRUPPENREDUZIERUNGEN 
IN EUROPA (MBFR)

I. Der Beginn der Diskussion (1967—1970)

Der Gedanke an MBFR 35)  taucht im NATO- 
Bereich zunächst in der programmatischen Rede 
des amerikanischen Präsidenten, Lyndon B. 
Johnson, am 7. Oktober 1966 auf, in der es 
hieß: „Die atlantischen Verbündeten werden 
weiterhin gemeinsam prüfen, welche Stärke 
die NATO angesichts der sich ändernden 
Technologie und der bestehenden Bedrohung 
braucht. Eine Reduzierung der sowjetischen 
Streitkräfte in Mitteleuropa würde sich natür-
lich auch auf das Ausmaß dieser Bedrohung 
auswirken. Sollten ändernde Umstände zu 
einer schrittweisen und ausgewogenen Revi-
sion der Stärke der Streitkräfte auf beiden 
Seiten führen, dann könnte eine solche Revi-
sion . . . dazu beitragen, allmäh

36
lich ein neues 

politisches Klima zu schaffen." )
Im Kommunique der Ministertagung des Nord-
atlantikrats am 15. und 16. Dezember 1966 in 
Paris wurde auf das Reduzierungsproblem er-
neut hingewiesen: „Die Minister .. . hoffen, 
daß . . . Bedingungen zustande kommen, die 
eine stufenweise und ausgewogene Änderung 
des Streitkräfteniveaus auf beiden Seiten zu-
lasse 37n könnten." )
Die jetzige Definition von MBFR geht auf das 
Jahr 1967 zurück. Nach der Aufgabe der Dok-
trin der „massiven Vergeltung" und der Hin-
wendung zur Strategie der „angemessenen 
Reaktion" ergab sich für die NATO die Not-
wendigkeit, nicht nur militärisch präsent zu 
sein, sondern auch das Ausgleichsgespräch mit 
der Sowjetunion zu suchen. Sicherheit und 
Entspannung gehörten fortan in gleicher Weise 
zu den Aufgaben der NATO. Diese Doppel-
strategie basiert auf der sogenannten Harmel- 
Studie, die der Nordatlantikrat im Dezember 
1967 auf seiner Tagung in Brüssel als Bericht 
des Rates über die künftigen Aufgaben der 
Allianz verabschiedete. Als Ziel wurde „eine

35) Vgl. auch Wolfram-Georg Riggert, „Mutual and 
Balanced Force Reductions (MBFR)" — Beider-
seitige, ausgewogene Truppenreduzierungen — 
(Sommer 1968—1971). Auswahlbibliographie. Deut-
scher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Biblio-
graphien, Nr. 27, Bonn — September 1971 (insbes. 
S. 16—19).
36) Europa-Archiv, Jg. 21, 1966, F. 20, S. D 521.
37) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 159, 20. 12. 1966.

gerechte und dauerhafte Ordnung in Europa" 
herausgestellt; auch sollten „Maßnahmen zur 
Abrüstung und praktischen Rüstungskontrolle 
einschließlich der Möglichkeit ausgewogener 
Truppenverminderungen" geprüft werden38 ).

38)  Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 149, 16. 12. 1967.
39) Vgl. Bulletin des Presse- tend Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 81, 27. 6. 1968.
40) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 147, 19. 11. 1968.

Am 24. und 25. Juni 1968 bekundeten die Außen-
minister der NATO-Staaten ihre grundlegende 
Bereitschaft zu Verhandlungen über die Frage 
von MBFR auf der Ministertagung des Nord-
atlantikrats in Reykjavik. Im Kommunique 
sowie in einer besonderen Erklärung, der die 
französische Delegation nur zum Teil zu-
stimmte, behandelten die Minister die Fragen 
von MBFR. Sie legten dabei u. a. grundsätzlich 
fest:
— Beiderseitige Truppenverminderungen soll-

ten auf Gegenseitigkeit beruhen und nach 
Umfang und zeitlichem Ablauf ausgewogen 
sein;

— beiderseitige Verminderungen dürften nicht 
so geartet sein, daß sie eine nachteilige 
Veränderung der Lage in Europa zur Folge 
haben könnten.

Die Erklärung enthielt auch das sogenannte 
Signal von Reykjavik (Ziffer 7) an die War- 
schauer-Pakt-Staaten, an dem die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland wesentlich 
mitgewirkt hatte. Danach sollten Vorbereitun-
gen für eine Erörterung von MBFR mit der 
Sowjetunion und anderen Staaten Osteuropas 
in diesem Sinne getroffen werden. Die Ost-
blockstaaten wurden aufgerufen, 

39

„sich dieser 
Suche nach Fortschritt auf dem Wege zum 
Frieden anzuschließen" ).
Am 21. August 1968 erfolgte die militärische 
Intervention von fünf Staaten des Warschauer 
Paktes in der Tschechoslowakei. Wie es im 
Kommunique über die vorgezogene Minister-
tagung des Nordatlantikrats am 15. und 16. No-
vember 1968 in Brüssel hieß, erlitten dadurch 
„die Aussichten auf ausgewogene gegenseitige 
Truppenverminderungen einen schweren Rück-
schlag" 40 ). Auch in den Kommuniques über die 



Ministertagungen des Nordatlantikrats am 10. 
und 11. April 1969 in Washington41 ) sowie am 
4. und 5. Dezember 1969 in Brüssel ) fand 
MBFR auf Grund der tschechischen Ereignisse 
nur kurze Erwähnung.

41) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 46, 15. 4. 1969.
42) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 150, 9. 12. 1969.
43) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 75, 2. 6. 1970.

44) Europa-Archiv, Jg. 25, 1970, F. 14, S. D 324. Vgl. 
auch den Organ-Vorschlag im Entwurf der Sowjet-
regierung für einen gesamteuropäischen Vertrag 
über die kollektive Sicherheit in Europa (Ziff. 8, 9), 
vorgelegt am 10. Februar 1954 aut der Berliner 
Außenministerkonferenz, in: Europa-Archiv, Jg. 9, 
1954, F. 8/9, S. 6530.

Erst auf der Ministertagung des Nordatlantik-
rats in Rom am 26. und 27. Mai 1970 spielte 
MBFR wieder eine besondere Rolle. Es erfolgte 
ein Angebot an die östliche Seite zu Diskus-
sionen über MBFR in Form einer Erklärung, 
die von allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme 
Frankreichs unterzeichnet wurde. Die Erklä-
rung enthielt u. a. die Aufforderung zur Auf-
nahme exploratorischer Gespräche sowie die 
Präzisierung der Grundsätze von Reykjavik.

Die Kriterien von Rom lauteten:

— „Beiderseitige Truppenreduzierungen müß-
ten mit den lebenswichtigen Sicherheits-
interessen des Bündnisses vereinbar sein" 

und sollten sich nicht zum militärischen 
Nachteil auswirken, „wobei Unterschiede, 
die aus geographischen und sonstigen Um-
ständen erwachsen, zu berücksichtigen 
sind."

— „Truppenreduzierungen müßten auf Gegen-
seitigkeit  beruhen und nach Umfang und 
zeitlichem Ablauf abgestuft und ausgewo-
gen sein."

— Sie müßten ausländische Stationierungs- 
und einheimische Streitkräfte sowie ihre 
Waffensysteme umfassen.

— Für eine vereinbarte Truppenverminde-
rung müßten ausreichende Kontrollen vor-
gesehen werden.

Schließlich wurde der gastgebende italienische 
Außenminister beauftragt, die Erklärung allen 
interessierten Regierungen, einschließlich neu-
traler und ungebundener Regierungen, zuzu-
leit 43en ).

II. Die Reaktion aus dem Ostblock (1970—1971)

Das vermehrte Interesse, welches das Projekt 
einer europäischen Sicherheitskonferenz seit 
der Prager Erklärung vom Oktober 1969 ge-
funden hatte, bewirkte, daß die NATO ihre 
MBFR-Initiative stärker in den Vordergrund 
rückte. Die Erklärung von Rom war so nach-
drücklich, daß die Staaten des Warschauer 
Paktes schließlich, wenn auch zögernd, reagier-
ten. Ihre Außenminister gingen auf der Kon-
ferenz in Budapest am 21. und 22. Juni 1970 
nur vorsichtig und kurz auf die Frage einer 
Reduzierung der in europäischen Staaten sta-
tionierten ausländischen Truppen ein. In dem 
Budapester Memorandum hieß es auch, daß 
dieses Thema nach Meinung der Warschauer- 
Pakt-Staaten durch ein auf der gesamteuropä-
ischen Konferenz zu bildendes Organ behan-
delt werden könnte, „oder es sollte in einem 
anderen, für die interessierten Staaten an-
nehmbaren Verfahren zur Sprache kom-

men" 44 ). Auf die Erklärung von Rom wurde 
nicht direkt Bezug genommen.
Es verstrich eine Reihe von Monaten, ohne 
daß etwas Wesentliches von östlicher Seite 
zu MBFR gesagt wurde. Erst auf dem 
XXIV. Parteikongreß der KPdSU war wieder 
von einer Truppenreduzierung die Rede. Der 
Generalsekretär des ZK der KPdSU, Leonid 
Breshnjew, befürwortete (30. März 1971) in 
allgemeinen Formulierungen eine Reduzie-
rung der Streitkräfte und Rüstungen45 ). Eine 
Gesprächsbereitschaft deutete Breshnjew ein-
einhalb Monate später erstmals in seiner 
Rede in Tiflis am 14. Mai 1971 an46 ). Er be-
schränkte die Erörterung nicht mehr auf die 
Reduzierung ausländischer Truppen, gab aber 
keine genaueren Vorstellungen zu dem Pro-
blem zu erkennen. Offensichtlich hatten die 
Überlegungen im Kreml und innerhalb des 
Warschauer Paktes noch nicht zu einer ab-
schließenden Meinung geführt.



Die Äußerungen Breshnjews in Tiflis waren 
der amerikanischen Regierung ein willkom-
mener Anlaß, Sondierungen unmittelbar ein-
zuleiten; denn Washington sah sich schon seit 
längerer Zeit parlamentarischem Druck und 
der Forderung ausgesetzt, einseitig Truppen 
aus Europa abzuziehen. Im Senat stand ge-
rade eine Abstimmung über den Antrag des 
Senators Mike Mansfield bevor, die finanziel-
len Mittel für den Unterhalt einer über 150 000 
Mann hinausgehenden Streitmacht ab 31. De-
zember 1971 zu sperren.
Der amerikanische Botschafter in Moskau, 
Jacob Beam, erkundigte sich am 16. Mai 1971 
— also schon zwei Tage nach der Tiflis-Rede 
Breshnjews — beim sowjetischen Außenmini-
ster, Andrej A. Gromyko, nach der Bedeutung 
der Äußerungen des Generalsekretärs der 
KPdSU. Wie aus einer Erklärung des amerika-
nischen Außenministers vom 17. Mai 1971 her-
vorging, bestätigte Gromyko dabei, daß die 
sowjetische Regierung bereit sei, über Trup-
penverminderungen zu sprechen475). Darauf-
hin setzte sich die Regierung in Washington 
sofort mit den NATO-Verbündeten in Verbin-
dung. Das von sowjetischer Seite bekundete 
Interesse an einem weiteren Meinungsaus-
tausch über die Frage der Truppenreduzierun-
gen verschaffte der amerikanischen Regierung 
auch ein Argument gegen Senator Mans-
fields Antrag, der am 19. Mai 1971 vom Senat 
abgelehnt wurde.

47)  Vgl. Neues Deutschland, Nr. 90, 31. 3. 1971.
46) Vgl. Sowjetunion heute (Sowjetische Botschaft, 
Bonn), Beilage zu Nr. 11, 1. 6. 1971.
47) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 26, 1971, F. 14, S. D 349.
48) Weißbuch 1971/1972. Zur Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland und zur Entwicklung der Bun-
deswehr, Bonn 1971, S. 211.

49) Vgl. Europa-Archiv, Jg. 26, 1971, F. 14, S. D 354.
50) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung, Nr. 136, 21. 9. 1971.

Die Verlautbarungen der sowjetischen Führer 
dürften zeitlich auf die NATO-Frühjahrstagung 
in Lissabon ausgerichtet gewesen sein. Auf der 
Lissaboner Ministerkonferenz des Nord-
atlantikrats am 3. und 4. Juni 1971 diskutierten 
die Außenminister erneut ausführlich über 
MBFR. Sie beschlossen, die Sondierungen mit 
der Sowjetunion sowie mit anderen inter-
essierten Regierungen zu verstärken, und ka-
men überein, sobald wie möglich zu Ver-
handlungen überzugehen. Minister-Stellver-
treter oder hohe Beamte sollten in Brüssel 
zusammentreten, „
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um die Ergebnisse der 
exploratorischen Kontakte zu prüfen und um 
Sach- und Verfahrensfragen ... zu beraten" ).  

Generalsekretär Breshnjew äußerte sich auf 
einer Wahlkundgebung am 11. Juni 1971 in 
Moskau zu den NATO-Beschlüssen von Lissa-
bon. Zwar vermißte er seinerseits „eine klare 
Antwort" in der Abrüstungsfrage; er bestä-
tigte aber, daß sich die Gesprächsbereitschaft 
Moskaus nicht nur auf die ausländischen, son-
dern auch auf die 

49
nationalen Streitkräfte 

erstrecke ).
Im Kommunique über die Gespräche zwischen 
Bundeskanzler Brandt und Generalsekretär 
Breshnjew vom 16.—18. September 1971 in 
Oreanda (Krim) hieß es:
„Beide Seiten haben ihre Auffassungen zur 
Frage der Verminderung von Truppen und 
Rüstungen in Europa — ohne Nachteile für 
die Beteiligten — dargelegt. Dabei stellten 
sich übereinstimmende Elemente in ihren Po-
sitionen heraus. Sie sind überzeugt, daß die 
Lösung dieses schwierigen Problems die 
Grundlagen des europäischen und internatio-
nalen Friedens wirksam festigen würde. Die 
Zukunft in Europa ebenso wie in anderen Ge-
bieten der Welt soll nicht auf militärischer 
Konfrontation, sondern auf der Grundlage 
gleichberechtigter Zusammenarbeit und Ge-
währleistung der Sicherheit für jeden einzel-
nen sowie für alle Staaten zusammen gebaut 
werden" 50 ).
In Ausführung der Beschlüsse der Minister-
tagung des Nordatlantikrats in Lissabon ka-
men die Außenminister-Stellvertreter der 14 
in der gemeinsamen Verteidigungsorganisa-
tion integrierten NATO-Mitglieder (d. h. ohne 
Frankreich, das aus verschiedenen Gründen 
Gespräche über MBFR ablehnt) auf ihrer Brüs-
seler Tagung am 5. und 6. Oktober 1971 über-
ein, den ehemaligen Generalsekretär der 
NATO, Manlio ßrosio, zu Erkundungsgesprä-
chen über die Möglichkeit eines gegenseitigen 
und ausgewogenen Truppenabbaus in Europa 
nach Moskau und in andere interessierte 
Hauptstädte zu entsenden. Sie hofften, auf 
diese Weise feststellen zu können, ob eine 
gemeinsame Grundlage mit der Sowjetunion 
für MBFR-Verhandlungen vorhanden sei.

Der für die Ministertagung des Nordatlantik-
rats im Dezember vorgesehene Brosio-Bericht 
konnte nicht vorgelegt werden, da Brosio eine



Einladung in die Sowjetunion versagt blieb, 
über die Gründe können nur Mutmaßungen 
angestellt werden. Es ist möglich, daß sich die 
Staaten des Warschauer Paktes noch keine 
einheitlichen Vorstellungen über MBFR ma-
chen konnten; möglich ist aber auch, daß sich 
Moskau eher einen Vorteil versprach aus 
Truppenreduzierungsverhandlungen, die mög-
lichst bilateral zwischen der Sowjetunion und 
den Vereinigten Staaten geführt würden, oder 
aber annahm, daß die Vereinigten Staaten auf 
Grund innenpolitischen Drucks den Überlegun-
gen nach einseitigen Truppenreduzierungen in 
Europa, wie dies bereits in den Jahren 1965 
bis 1968 der Fall gewesen war51 ), wieder ver-
mehrt Aufmerksamkeit zuwenden würden.

52) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung, Nr. 185, 14. 12. 1971.
53) Vgl. Europa-Archiv, Jg.27,1972, F. 4, S.D 91—92.
54) Neues Deutschland, Nr. 27, 27. 1. 1972.
55) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 81, 3. 6. 1972.

Auch die Ministertagung des Nordatlantikrats 
am 9. und 10. Dezember 1971 in Brüssel rückte 
sicherheitspolitische Probleme in Europa — 
KSZE und MBFR — in den Mittelpunkt der 
Erörterungen. Die Minister der am integrier-
ten Verteidigungsprogramm der NATO teil-
nehmenden Staaten „unterstrichen die Bedeu-
tung, die sie Maßnahmen beimessen, die die 
Gefahren einer militärischen Konfrontation 
verringern und dadurch die Sicherheit in 
Europa verstärken würden. Sie stellten fest, 
daß eine Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa diese Aspekte in ge-
eigneter Weise behandeln sollte". Sie be-

dauerten, „daß die sowjetische Regierung es 
bis jetzt unterlassen hat, auf die alliierte Ini-
tiative auf diesem wichtigen Gebiet der 
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Ost- 
West-Beziehungen zu antworten, nachdem sie 
zuvor Interesse daran bekundet hatte" ).

Es fiel auf, daß die Außenminister der Staaten 
des Warschauer Vertrages auf ihrer Tagung 
am 30. November und 1. Dezember 1971 in 
Warschau laut Kommunique53) zwar ausführ-
lich über die KSZE beraten hatten, daß aber 
jegliches Wort zum MBFR-Vorschlag des We-
stens fehlte. Auch in der „Deklaration über 
Frieden, Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa", die der Politische Beratende Aus-
schuß der Staaten des Warschauer Vertrages 
auf seiner Tagung am 25. und 26. Januar 1972 
in Prag verabschiedete, fanden sich keine prä-
zisen Formulierungen zum Problem der Trup-
penreduzierung. Es hieß lediglich: „Die Erörte-
rung und Festlegung der Wege zur Lösung die-
ser Frage dürfen nicht Vorrecht der in Europa 
bestehend

54
en militärisch-politischen Bündnisse 

sein." )  Wenn auf der Budapester Konferenz 
Mitte 1970 Anzeichen darauf hingedeutet hat-
ten, daß mittlerweile auch die Sowjetunion 
sich für Verhandlungen über beiderseitigen 
Truppenabbau in Europa interessieren würde, 
so fand der mehrfach wiederholte Appell der 
NATO östlicherseits noch immer nicht das vom 
Westen erwartete Echo.

IV. Parallelität zwischen KSZE und MBFR?

Im Westen und im Osten ist die Erkenntnis 
gewachsen, daß Fragen der Abrüstung und des 
Gleichgewichts sich unmittelbar auf die Sicher-
heit in Europa auswirken. MBFR ist als Dis-
kussionsthema über Entspannung, Sicherheit 
und Stabilität in Europa nicht mehr wegzu-
denken.

Auf ihrer Frühjahrstagung am 30. und 31. Mai 
1972 in Bonn behandelten die Minister des 
Nordatlantikrats im wesentlichen Fragen der 
Truppenreduzierung und die geplante Sicher-
heitskonferenz. Die Minister versuchten zu 
klären, inwieweit „bestimmte militärische

51) Vgl. hierzu Alois Friedel, Truppenreduzierung 
oder Kampf um Einfluß? Mansfields „ceterum 
censeo", in: Wehrkunde, Jg. 20, 1971, H. 12, 
S. 625—629.

Maßnahmen" bei einer KSZE eine Rolle spie-
len so 55llten ).
Auf der Tagung unterrichtete der amerikani-
sche Außenminister, William P. Rogers, den 
Rat über die unmittelbar vorher stattgefun-
denen Verhandlungen des Präsidenten Richard 
M. Nixon in Moskau (22.—30. 5. 1972). Er 
teilte mit, daß die Sowjetunion Erörterungen 
über MBFR von Block zu Block ablehne. Nach 
amerikanischer Ansicht sollten multilaterale 
Sondierungen über eine beiderseitige ausge-
wogene Truppenreduzierung parallel zu den 



multilateralen Vorbereitungsgesprächen für 
eine KSZE durchgeführt werden. Diese Gedan-
ken schlugen sich auch im Schlußkommunique 
der Tagung nieder, in dem es u. a. hieß: „Die 
Minister der am integrierten Verteidigungs-
programm der NATO beteiligten Staaten . . . 
schlagen daher nunmehr vor, daß multilaterale 
Sondierungen über beiderseitige und ausge-
wogene Truppenverminderungen sobald wie 
möglich entweder vor oder parallel zu den 
multilateralen Vorbereitungsgesprächen über 
eine Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in 56Europa durchgeführt werden." )
Es ist nunmehr vorgesehen, daß parallel zu 
den multilateralen KSZE-Vorbereitungsgesprä- 
chen in Helsinki auch multilaterale MBFR- 
Explorationen an einem Ort in der Schweiz 
stattfinden. Zwischen beiden Projekten besteht

56) Ebda. 

zwar kein Junktim; ein sachlicher Zusammen-
hang läßt sich jedoch aus Ziff. 14 des Kom-
muniques der NATO-Ministerratstagung vom 
31. Mai 1972 in Bonn herauslesen.

Auch das Kommunique der Ministertagung des 
Nordatl

57

antikrats vom 8. Dezember 1972 in 
Brüssel legt erneut Wert auf die Behandlung 
der MBFR-Fragen ).

Das langfristige Ziel der NATO im Hinblick 
auf Truppen- und Rüstungsabbau bleibt „ein 
auf Vereinbarungen beruhendes ausgewoge-
nes Streitkräfteniveau in Europa auf niedrige-
rer E 58bene" ).

57) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Nr. 166, 12. 12. 1972.
58) Paul Frank, Zielsetzungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen europäischer Sicherheits-
verhandlungen, in: Europa-Archiv, Jg. 27, 1972, 
F. 5, S. 158.



Helga Haftendorn / Leo Wieland

Konzert der Staaten und Interessen

Probleme und Möglichkeiten einer Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa

Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte 
Europas haben sich die Botschafter fast aller 
europäischen Staaten, darunter gleichberech-
tigte Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR, sowie der beiden auf die-
sem Kontinent engagierten Supermächte am 
runden Tisch in Helsinki zusammengefunden. 
Ihre Aufgabe ist die Ausarbeitung eines Fahr-
plans für die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europä (KSZE). Der be-
scheidene äußere Rahmen dieses Treffens 
in der finnischen Hauptstadt schmälert des-
sen Bedeutung nicht, selbst zu einer Zeit, in 
der Gipfeltreffen fast schon zur Routine gehö-
ren. Der Salon der Botschafter weckt die Erin-
nerung an längst vergangene europäische Kon-
gresse 1) und löst gleichzeitig Hoffnung und 
Skepsis aus, ob die angestrebte Konferenz in 
der Lage sein wird, mehr zu leisten als ihre 
Vorgängerinnen, die sich mit der Bewahrung 
und Bestätigung des Bestehenden begnügten. 
Wird diese Konferenz ein Element der Verän-
derung sein können und nicht nur der Konsoli-
dierung das Wort reden, oder wird sie gar die 
Suche nach neuen Möglichkeiten europäischer 
Politik verhindern? Vorschußlorbeeren sind 
genauso verfrüht wie hartnäckiger Pessimis-
mus. Der gegenwärtige Zeitpunkt erlaubt noch 
kein abgewogenes Urteil über die Erfolgsaus-
sichten.

Dennoch mag es nützlich sein, die Entwick-
lung und die Veränderung eines Projektes zu 
verfolgen, das im letzten halben Jahrzehnt zu 
einem immer gewichtigeren Gegenstand für 
die Diskussion der ordnungs- und sicherheits-
politischen Probleme Europas wurde. In der 
Genesis der Konferenzidee, in der Lautstärke, 
mit der sie propagiert oder abgelehnt wurde 
und in dem Einfallsreichtum, der aufgeboten 
wurde, um sie als Instrument blockstabilisie-
render oder blocküberwindender Politik zu 
handhaben, spiegeln sich die wechselnden Er-

1) Vgl. dazu Golo Mann, Deutsche Geschichte des 
19. und 20. Jahrhunderts, Frankfurt 1958, S. 110 ff.

Wartungen und Befürchtungen gesamteuropäi-
scher Politik wieder.

Eine Reihe von Veränderungen der europäi-
schen Strukturen, in die sich während der 
vergangenen 20 Jahre die Konturen des Kal-
ten Krieges tief eingruben, sind erforderlich 
gewesen, ehe eine Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa nicht nur in 
Angriff genommen, sondern auch mit einer — 
vielleicht auch nur bescheidenen — Aussicht 
auf Erfolg verbunden werden konnte. Diese 
neuen Elemente in der europäischen Politik 
sind mehrfach beschrieben worden:

1. Bei den in Europa engagierten Großmäch-
ten, den Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union, sind Positionsänderungen zu verzeich-
nen. Bei den USA wuchs die Neigung, ihre 
Präsenz in Westeuropa zu verringern und die 
europäische Politik in größerem Maße als bis-
her den Europäern zu überlassen. Der Zwang 
zur Konsolidierung und Sicherung ihres ost-
europäischen Imperiums führte die Sowjet-
union zur partiellen Kooperation mit den 
Vereinigten Staaten im militärischen Bereich, 
mit Westeuropa auf politisch-wirtschaftli-
chem Gebiet. Diese Veränderungen haben 
weitreichende Auswirkungen auf die Staaten 
in den Hegemonialsystemen der beiden 
Mächte.

2. Nach der durch den „Kalten Krieg" akzen-
tuierten Interessenblockade zeichneten sich 
für die Staaten in den beiden europäischen 
„Systemen" erstmals wieder sowohl bündnis- 
wie innenpolitische Alternativen ab. Der da-
mit einhergehende größere politische Hand-
lungsspielraum für die einzelnen Länder war 
von besonderer Relevanz für und in bezug 
auf die Bundesrepublik, die sich in einem 
Prozeß der grundlegenden Neuorientierung 
ihrer Deutschland-Politik befindet.

3. Zwischen Ost und West ist ein komplizier-
tes Kommunikationssystem im Entstehen be-
griffen. Dieses führt dazu, daß Positionsände-
rungen einzelner Glieder des Systems weni-



ger als bisher der prekären, paralysierenden 
Logik der gegenseitigen Verpflichtungen un-
terworf 2en sind ).
Die Vorkonferenz in Helsinki, die Art und 
Weise ihres Zustandekommens, noch mehr 
als die mit ihr verfolgten politischen Ziele, 
beleuchten schlaglichtartig diese Veränderun-
gen. Als der Gedanke einer gesamteuropä-
ischen Konferenz Mitte der sechziger Jahre 
von den Staaten des Warschauer Paktes wie-
der belebt wurde, ordnete er sich weitgehend 
ein in die von ihnen über ein Jahrzehnt lang 
betriebenen Versuche, den westlichen Zusam-
menhalt zu schwächen. Dies wurde auch 
daran deutlich, daß die USA und Kanada zu-
nächst nicht in den Vorschlag einbezogen 
wurden. Die Intensivierung der bilateralen 
Kontakte über die Blockgrenzen hinweg, die 
sowohl auf der Ebene der nuklearen Groß-
mächte als auch im europäischen Kontext er-
folgte, veränderte jedoch den Stellenwert des 
Konferenzprojektes. Dieses schien nunmehr 
Möglichkeiten zu bieten, um sowohl die ange-
strebte Entspannung in Europa über das bila-
teral mögliche Maß hinauszuführen und zu 
konkretisieren, als es auch einen Rahmen ab-
gab, um die bilateralen Ost- bzw. Westpoliti-
ken der europäischen Staaten einzubinden 
und zu koordinieren. Die Synchronisierung 
der Behandlung der deutschen Frage mit dem 
Fortgang der Konferenzvorbereitungen ma-
chen dies deutlich. Die Konferenz wurde von 
den kleineren und mittleren europäischen 
Staaten vor allem in der Hoffnung befürwor-
tet, angesichts der sich intensivierenden Ko-
operation zwischen den USA und der Sowjet-
union — hierfür mögen die SALT-Verhandlun- 
gen als Beispiel stehen — verstärkte Mitspra- 
chemöglichkeiten im Entspannungsdialog zu 
erhalten und diesen damit zu multilateralisie- 
ren. Gleichzeitig gab dieses Unternehmen je-
doch den nuklearen Großmächten wieder neue 
Optionen an die Hand. Die Gespräche zwischen 
Präsident Nixon und Generalsekretär Bre-
schnew sowie die Mission Kissingers im Som-
mer 1972 in Moskau, bei denen die Einzel-

heiten des prozeduralen Ablaufs des Entspan-
nungsdialogs vereinbart wurden, belegen dies. 
In der langen Phase der Vorgeschichte der 
Konferenz markiert der 22. November 1972 
eine Zäsur zwischen unverbindlicher Venti-
lierung politischer Zielvorstellungen und der 
konkreten Festlegung eines Konferenzfahr-
plans. Schon die Einigung auf ein bestimmtes 
Konferenzmodell, z. B. auf eine Außenmini-
sterkonferenz und von dieser einzusetzende 
Kommissionen, die Vereinbarung einer Tages-
ordnung für die Hauptkonferenz und die For-
mulierung von Mandaten für die Kommissio-
nen muß erweisen, was von den zahlreichen 
Vorschlägen im Vorfeld der Konferenz Propa-
ganda und was unverzichtbare politische Posi-
tionen waren. Es ist nicht zu erwarten, daß die 
Verhandlungspartner darauf verzichten wer-
den, auf der Konferenz unterschiedliche poli-
tische Vorstellungen zum Ausdruck zu bringen 
und eigene nationale Interessen zu fördern. 
Jede Entscheidung in Prozedurfragen, auch 
wenn sie noch so peripher erscheinen mag, er-
öffnet Optionen und verschließt andere. Dies 
macht die Bedeutung der Vorkonferenz aus.

Aber auch schon in der Vorphase, z. B. durch 
die Ausklammerung der Verhandlungen über 
eine beiderseitige und ausgewogene Truppen-
reduzierung (MBFR), durch die Fortschritte 
bei der Suche nach einem für die europä-
ischen Staaten — insbesondere natürlich für 
die beiden deutschen — und die Weltmächte 
akzeptablen Modus vivendi in der deutschen 
Frage, oder durch die Intensivierung der Ko-
operation zwischen der Sowjetunion und den 
Vereinigten Staaten, sind wichtige Vorent-
scheidungen gefallen. Die dabei zutage getre-
tenen Interessenlagen, die innerhalb der bei-
den Bündnisse und von einzelnen Staaten er-
folgten Festlegungen und die vorhandenen 
Alternativen, insbesondere aber auch die Vor-
stellungen, mit denen die Bundesregierung das 
Konferenzprojekt bisher angegangen ist, gilt 
es, in dem folgenden Beitrag zu analysieren 3).

2) Vgl. Uwe Nerlich, Der Wandel des „europäischen 
Systems" und die Idee einer gesamteuropäischen 
Konferenz, in: Europa-Archiv, 12/1970, S. 416 f.

3) Dazu: Helga Haftendorn, Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik zwischen Sicherheitsbefriedigung 
und Friedenssicherung — Zur Außenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland 1955—1972 —, im Er-
scheinen (voraussichtlich Düsseldorf 1973). ,



Die sowjetischen Vorschläge für eine Euro-
päische Sicherheitskonferenz haben in den 
vergangenen Jahren bemerkenswerte Verände-
rungen erfahren, sowohl was die Tonart als 
auch was den Inhalt betrifft. Ultimative For-
derungen wurden modifiziert oder fallengelas-
sen, polemische Einwürfe verloren an Schär-
fe. Die Prager Deklaration vom Januar 1972 
dokumentiert ein ernsthaftes Interesse an 
sachlichen Diskussionen über die Möglichkei-
ten einer Ost-West-Kooperation, vor allem 
auf wirtschaftlich-technologischem Gebiet.

Noch gehen die Vorstellungen darüber aus-
einander, welches die Ergebnisse einer derar-
tigen Zusammenkunft sein könnten; die in 
den vergangenen zwei Jahren erreichte Ver-
ständigung über ihre Vorbereitung wider-
spricht jedoch dem von Kritikern häufig vor-
gebrachten Argument, die Sowjetunion sähe 
eine KSZE hauptsächlich unter dem Aspekt 
eines propagandistischen Geländegewinns. 
Eine Bewertung der sowjetischen Motiv- und 
Interessenstrukturen darf sich nicht auf die 
Lektüre offizieller Erklärungen der Staaten 
des Warschauer Vertrags beschränken, son-
dern muß vielmehr eine differenzierte Betrach-
tung der jeweiligen internationalen Situation 
einschließen.

Bei der Durchsicht der Konferenzvorschläge, 
die sich sei

4
t der Bukarester Erklärung von 

1966 ) in jährlichem Rhythmus wiederholten, 
fällt auf, wie die Sowjetunion ihre außenpoli-
tischen Zielsetzungen flexibel handhaben 
mußte, um den ständigen Veränderungen eu-
ropäischer Politik Rechnung zu tragen und wie 
sie bei der Festlegung von Prioritäten ange-
sichts der innen- und bündnispolitischen Si-
tuation manche Unsicherheiten zeigte. Mar-
shall D. Shulman hat diese komplexen und oft 
widersprüchlichen Überlegungen in den Jah-
ren 1966—69 beschrieben: zu erwägen galt, 
ob es zum jeweiligen Zeitpunkt zweckmäßig 
war, „eine breitangelegte Kampagne zu entfal-
ten und den Einfluß der Vereinigten Staaten 
abzubauen; die Bundesrepublik Deutschland 
zu isolieren oder neutralistische Tendenzen in 

diesem Land zu ermutigen-, die Möglichkeiten, 
die sich durch die Mitte-Links-Koalition in 
Westeuropa bieten, zu nutzen, oder die Rei-
hen der kommunistischen Bewegung zu 
schl
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ießen und die sowjetische Position in 

Osteuropa zu konsolidieren" ). In der Retro-
spektive lassen sich zwei Grundtendenzen er-
kennen, die den Charakter der sowjetischen 
KSZE-Vorschläge beeinflußten. Die Sowjet-
union war auf der einen Seite bemüht, Unstim-
migkeiten und Ungleichgewichte in West-
europa auszunutzen und wenn möglich zu ver-
tiefen. Auf der anderen Seite sah sie sich jedoch 
ständig genötigt, ihre Vormachtstellung im 
sozialistischen Lager zu stabilisieren. Das 
langfristige Interesse, Kopf der kommunisti-
schen Weltbewegung sein und bleiben zu 
wollen und die daraus abzuleitenden Strate-
gien, sind ein wesentliches Beurteilungselement 
für die sowjetischen Motive bezüglich einer 
Europäischen Sicherheitskonferenz. Dazu ge-
sellen sich spezifische Großmachtinteressen, 
die vor allem das Verhältnis zu den eigenen 
Bündnispartnern belasten. Der Hegemonial-
anspruch ist keineswegs konfliktfrei und seine 
Aufrechterhaltung ist es — wie die CSSR- 
Okkupation zeigte — noch viel weniger.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwun-
derlich, daß sich gerade die kleineren Mit-
gliedstaaten des Warschauer Vertrages von 
einer Sicherheitskonferenz einen größeren ei-
genen politischen Spielraum versprechen. Das 
sowjetische Ziel besteht dagegen darin, mit-
tels einer KSZE eine multilaterale Bestätigung 
des Status quo und somit die Anerkennung 
ihres Einflyßbereiches in Europa zu erfahren. 
Eine formelle Anerkennung dieser politischen 
Realitäten in Verbindung mit einer Gewalt-
verzichtserklärung wäre für die sowjetische 
Führung ein bedeutender Prestigeerfolg und 
durchaus geeignet, die nicht unumstrittenen 
Positionen von Mitgliedern der Führungs-
spitze zu stärken.

Im wirtschaftlichen Bereich erscheint es der 
Sowjetunion ebenfalls opportun, eine ver-
stärkte Zusammenarbeit mit dem Westen an-
zustreben. „Auch 25 Jahre nach dem Krieg ist 
die sowjetische Herrschaft über große Teile 
Südost- und Ostmitteleuropas vom Westen 
nicht endgültig anerkannt, und die Konzentra-
tion der Kräfte auf die Rüstung hat zu einer 
Vernachlässigung anderer Bereiche geführt, 
so daß erhebliche wirtschaftliche Probleme

4) Vgl. Erklärung der Teilnehmerstaaten des War-
schauer Vertrags vom 6. 7. 1966 zur europäischen 
Sicherheit (Bukarester Erklärung), in: Europa- 
Archiv, 16/1966, S. D 414 ff.
5) Marshal D. Shulmann, Sowjetische Vorschläge 
für eine europäische Sicherheitskonferenz (1966— 
1969), in: Europa-Archiv, 19/1969, S. 671.



bestehen." 6) Die Erweiterung der Wirtschafts-
beziehungen, die Aufstockung westlicher Kre-
dite und ein vermehrter Austausch von wis-
senschaftlich-technologischem know-how sind 
sicher ein weiterer Hauptpunkt auf dem so-
wjetischen KSZE-Wunschzettel.

„Schließlich ist die außenpolitische Lage der 
Sowjetunion zu bedenken. Seit Lenin ist die 
oberste Maxime der sowjetischen Außenpo-
litik, daß eine .Einkreisung' unbedingt ver-
mieden werden muß." 7) Aus Moskauer Sicht 
sind die beiden Hauptgefahren der westli-
che Imperialismus und der chinesische Chau-
vinismus. Ein potentielles Zusammenwirken 
des Westens und Chinas löst in den Vorstel-
lungen der Sowjetunion höchste Besorgnis 
aus. Dies wurde in jüngster Zeit erneut deut-
lich, sowohl im Zusammenhang mit der Reise 
von Präsident Nixon nach Peking, als auch 
bei der Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen zwischen der BRD und der VR China. Ne-
ben den sowjetischen Bemühungen, solchen 
Annäherungen entgegenzuwirken, ist auch 
die Absicht erkennbar, in Mitteleuropa Span-
nungen abzubauen, um ungehindert eine Aus-
einandersetzung mit China führen zu können. 
Eine KSZE könnte die Einkreisungsängste 
mindern.

Die offiziellen Erklärungen und Vorschläge 
des Warschauer Vertrags sagen freilich we-
nig oder gar nichts über die unterschiedli-
chen Vorstellungen aus, die vor allem die 
kleineren Partner der Sowjetunion mit dem 
Konferenz-Vorschlag verbinden. Es kann je-
doch davon ausgegangen werden, daß nicht 
nur in der Beurteilung, sondern auch in den 
spezifischen Erwartungen, die übrigen Mit-
glieder der sozialistischen Lager nuancierte 
Positionen einnehmen. Das Einbringen von di-
vergierenden Eigeninteressen in eine KSZE 
wird jedoch angesichts der dominierenden 
Rolle der Sowjetunion im wesentlichen davon 
abhängen, ob und wieviel Spielraum der 
„Große Bruder" konzediert. Das oberste Ziel 
der DDR dürfte hierbei in der Aufwertung des 
eigenen Status bestehen. Obwohl von östli- 

eher Seite eine Anerkennung der DDR als 
Vorbedingung für eine KSZE inzwischen fal-
lengelassen wurde, ist allein schon die gleich-
berechtigte Teilnahme — gegen die die Bun-
desrepublik nichts mehr einwendet — für die 
DDR ein eindeutiger politischer Erfolg. Dies 
erklärt die sehr aktive Befürwortung einer 
KSZE durch Ost-Berlin. Dagegen treten die 
Erwartungen auf dem Sektor wirtschaftlicher 
Kooperationsmöglichkeiten in den Hinter-
grund. Die intensiven und gewinnbringenden 
Wirtschaftsbeziehungen zur Bundesrepublik, 
die sie fast in den Stand eines assoziierten 
EWG-Mitglieds versetzt, nötigten der DDR 
bisher keine besonderen Anstrengungen zur 
verstärkten ökonomischen Zusammenarbeit in 
Europa ab.
Zu den inzwischen aufgegebenen Vorbedin-
gungen für eine Konferenz zählen auch die 
Forderung Warschaus nach endgültiger Aner-
kennung der polnischen Westgrenze und die 
Bemühungen der Tschechoslowakei um eine 
Annullierung des Münchner Abkommens. Die 
Bundesrepublik hat im Warschauer Vertrag 
zwar die Unverletzlichkeit der Grenzen bestä-
tigt, es liegt jedoch durchaus im Interesse 
Polens, auf der geplanten Staatenkonferenz 
mit Hilfe eines multilateralen Gewaltverzichts 
eine zusätzliche Garantie zu erhalten.

Was die Beziehungen der sozialistischen Län-
der untereinander angeht, so ist es sicher 
nicht falsch zu erwarten, daß zumindest in Po-
len, der Tschechoslowakei, Ungarn und Ru-
mänien die insgeheime Hoffnung besteht, mit 
Hilfe einer KSZE den Raum für eigene politi-
sche Initiativen auszuweiten. Eine Deklara-
tion über Grundsätze zwischenstaatlichen 
Verkehrs, welche eine Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten eines Staates 
zum Kernpunkt hat, könnte einzelnen soziali-
stischen Ländern durchaus ein Mehr an Souve-
ränität bringen. Allerdings sollte man gerade 
in dieser Frage keine allzugroßen Illusionen 
über schnelle Fortschritte hegen. So konzen-
trieren sich denn auch die Hoffnungen der 
kleineren sozialistischen Staaten auf die Mög-
lichkeiten einer verstärkten Zusammenarbeit 
im wirtschaftlichen und wissenschaftlich- 
technischen Bereich. Eine KSZE als Kontakt- 
und Verhandlungsforum könnte hierzu ent-
scheidende Impulse liefern und gleichzeitig 
Chancen für eine Anknüpfung bilateraler Be-
ziehungen zu den westlichen Ländern bieten.

6) Wolfgang Wagner, Die sozialistischen Staaten: 
Die Konferenz als Suggestivformel der Europa- 
Politik, in: Hans-Peter Schwarz/Helga Haftendorn 
(Hrsg.), Europäische Sicherheitskonferenz, Opladen 
1970 (Aktuelle Außenpolitik), S. 19.
7) Ebenda, S. 20.



Innerhalb des westlichen Bündnisses ist die 
Einstellung der einzelnen Mitglieder nicht 
ganz so einheitlich, wie es in offiziellen Kom-
muniques den Anschein hat. Die meist erfolg-
reiche Suche nach einem gemeinsamen Nen-
ner verdeckt oft nur mühsam die unterschied-
lichen Ausgangspunkte, Beurteilungskriterien 
und Interessenschwerpunkte. Es ist deshalb 
sinnvoll, auf die unterschiedlichen Motivatio-
nen im Westen hinzuweisen und die Schwie-
rigkeiten einer Interessensynchronisation zu 
verdeutlichen.
Die Haltung der Vereinigten Staaten läßt sich 
am treffendsten mit der Formel „elastische 
Skepsis" umschreiben8). Washington hat die 
vorgeschlagene Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa nie als ein 
Anliegen von besonderer Priorität betrachtet. 
Die Zustimmung in Raten war stets anderen 
politischen Zielen untergeordnet: der bilate-
ralen Kooperation mit der Sowjetunion, der 
multilateralen Einbindung der Entspannungs-
politiken der westeuropäischen Verbündeten 
und der Selbsteinschätzung der eigenen Rolle 
in Europa.

8) Helga Haftendorn, Die Vereinigten Staaten: 
Elastische Skepsis, in: Europäische Sicherheitskon-
ferenz, a. a. O., S. 27.
9) Vgl. Rede des amerikanischen Außenministers 
William P. Rogers, vor dem Verein der Auslands-
presse in Washington am 1. Dezember 1971, in: 
Europa-Archiv, 4/1972, S. D 93 ff. 10) Ebenda, S. D 96.

Erst als der Verlauf der Gespräche über eine 
Begrenzung strategischer Waffensysteme 
(SALT) erste Ergebnisse erwarten ließ und 
Moskau sich seinerseits zu Gesprächen über 
eine Truppenreduzierung in Europa bereit er-
klärt hatte, gab Washington — in Form einer 
Rede von Außenminister Rogers am 1. Dezem-
ber 1971 9) — seine Zustimmung zur Aufnahme 
multilateraler Konferenzvorbereitungen. Die 
Marschroute für das Konferenzprojekt wurde 
weiter abgesteckt bei dem Besuch von Präsi-
dent Nixon im Mai 1972 in Moskau und bei 
einem erneuten Besuch seines Beraters Kis-
singer im Sommer des gleichen Jahres. Das 
ungeduldige Drängen mancher europäischer 
Staaten nach einer rascheren Schrittfolge bei 
der Planung der gesamteuropäischen Konfe-
renz wußte die amerikanische Regierung abzu-
blocken mit der Forderung nach gründlicher 
Vorbereitung in prozeduraler und inhaltlicher 
Hinsicht. Mit dieser Forderung ließ sich das 
Konferenzprojekt an geeigneter Stelle und zu *

einem günstigen Zeitpunkt in die eigene Poli-
tik einpassen. Zum anderen kennzeichnete sie 
eine deutliche Abneigung gegenüber Konfe-
renzen, die im Elefantenhabitus auftreten und 
in der Sache eine Maus gebären;

Das schließliche Eingehen der USA auf das 
KSZE-Projekt, das als Lieblingsspielzeug öst-
licher Diplomatie lange mit kaum verhülltem 
Argwohn betrachtet wurde, erklärt sich nicht 
zuletzt aus der innenpolitischen Situation in 
Amerika. Der wachsende Überdruß an der 
Rolle des Weltpolizisten, die tiefgreifenden 
innergesellschaftlichen Probleme und die 
wachsenden Bemühungen der ,Mansfields“ 
im Kongreß, stärkeren Einfluß auf die Außen-
politik zu gewinnen, blieben im Weißen 
Haus auf die Dauer nicht ohne Einfluß. In 
diesem Zusammenhang war für die amerika-
nische Regierung die Abstimmung mit den 
SALT-Gesprächen und die Verbindung mit 
Maßnahmen in Richtung auf eine beiderseiti-
ge und ausgewogene Truppenreduzierung in 
Europa wichtig.

Zusätzlich sollten auf einer derartigen Konfe-
renz Maßnahmen über eine größere Freizügig-
keit von Menschen, Informationen und Ideen 
vereinbart werden. In seiner Rede vor dem 
Verein der Auslandspresse hatte Außenmini-
ster Rogers darauf hingewiesen, daß neben 
einer gründlichen Untersuchung der Span-
nungsursachen in Europa eine KSZE neue 
Klarheit über die Unabhängigkeit und die 
Gleichberechtigung souveräner Staaten brin-
gen sollte. „Ganz allgemein sehen wir eine 
KSZE unter dynamischen und nicht so sehr un-
ter statischen Gesichtspunkten. Wir würden 
jeden Versuch zurückweisen, sie zur Verewi-
gung der politischen und sozialen Teilung Eu-
ropas zu benutzen." 10 ) Diese Aussage erhellt, 
daß die Konferenz auch für die USA ein 
Stück Ordnungspolitik im Sinne europäischer 
Strukturpolitik ist.

Frankreich hat sich schon sehr frühzeitig für 
das Zustandekommen einer KSZE eingesetzt 
und ist bis heute im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaften wie auch der NATO 
der nachdrücklichste Befürworter geblieben. Es 
erhofft sich von der Konferenz die gesicherte 
Fortdauer des Meinungsaustausches in Europa 
auf nationalstaatlicher Grundlage. Auf. die-
sen Unterschied zur Haltung der USA ange- 10



sprochen, sagte Außenminister Maurice Schu-
mann am 4. Januar 1971: „Die französische 
Regierung hat sich früher für diese Konferenz 
eingesetzt und hat ihr gegenüber lebhafteres 
Interesse gezeigt als die amerikanische. Aber 
im wesentlichen sind wir uns durchaus einig: 
Die Konferenz sollte stattfinden. Sie kann eine 
entscheidende Rolle für die Entspannung und 
die Verständigung unter allen europäischen 
Völkern spielen, indem sie Ihnen hilft, die Spal-
tung in Blöcke zu überwinden und die Funda-
mente einer breiten Zusammenarbeit zu le-
gen. Wir wünschen ganz besonders, daß Eu-
ropa dank dieser Konferenz die Barrieren fal-
len sehen könnte, die sich hier und da noch 
der Freizügigkeit der Personen, dem Aus-
tausch von Informationen und der ungehemm-
ten Entwickl 11ung von Ideen entgegensetzen." )

Das besondere französische Interesse gilt ei-
ner Auflockerung der Blöcke mit dem Ziel ei-
nes Zusammenschlusses der europäischen 
Staaten, der ihre nationale Souveränität nicht 
beschränkt. Die Ablehnung jedweder Block-
politik ist auch der Grund dafür, daß Frank-
reich sich einmal gegen MBFR als Thema einer 
KSZE wandte und zum anderen der Anre-
gung der Bundesregierung widersprach, einen 
Vertreter der Europäischen Gemeinschaften 
nach Helsinki zu schicken. Bisher sind von 
französischer Seite keine inhaltlichen Vor-
schläge zur Tagesordnung gemacht worden. 
Grundsätzliches Interesse besteht jedoch auf 
dem Gebiet wirtschaftlicher Zusammenarbeit, 
weniger dagegen im kulturellen Bereich, da 
die bilateralen Beziehungen zu den östlichen 
Ländern relativ problemlos sind.

In Großbritannien gesellt sich zur grundsätzli-
chen Verhandlungsbereitschaft über Fragen 
der Sicherheit und Zusammenarbeit unver-
kennbare Zurückhaltung. Die Weiterentwick-
lung der europäischen Integration und die 
Konsolidierung der westlichen Allianz genie-
ßen Priorität. Die Zweifel an der sowjetischen 
Verständigungsbereitschaft sind in Großbri-
tannien noch nicht ausgeräumt: „Für London 
müssen in Übereinstimmung mit den anderen 
NATO-Partnern Schritte zur europäischen Ent-
spannung in einem solchen gesamteuropä-
ischen Rahmen diskutiert werden, da es sich 
schließlich um die Festigung der militärisch-
politischen Sicherheit in Europa handeln soll 
und nicht darum, auf einer solchen Konferenz 

Rückversicherungsverträge zu schließen, d
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ie 
den Status quo besiegeln." ) Großbritannien 
will auf einer KSZE genauso wie die Vereinig-
ten Staaten und die Bundesrepublik konkrete 
Fragen besprochen wissen, die praktische Er-
gebnisse zur Folge haben. Eine sorgfältige und 
abgestimmte Vorbereitung ist vor allem für 
das diffizile MBFR-Thema erforderlich, das erst 
dann zur Diskussion gestellt werden sollte, 
wenn der Westen ein ausgewogenes eigenes 
Konzept erarbeitet hat.

Unter den Mittelmeeranrainern überwiegt die 
reservierte Haltung gegenüber einer KSZE. 
Eine Ausnahme bildet Italien, daß aus innen-
politischen Gründen und mit Rücksicht auf 
die öffentliche Meinung seine ursprüngliche 
Zurückhaltung aufgab und für eine aktive 
Vorbereitung der Konferenz eintritt. Für die 
Türkei, Griechenland und Portugal liegt das 
Zentrum ihrer Entspannungsbemühungen na-
turgemäß im Mittelmeerraum. Die verstärkte 
sowjetische Präsenz in der unmittelbaren 
Nachbarschaft, die Furcht vor einer Gefähr-
dung der Südflanke der NATO durch einseiti-
ge Abrüstungsmaßnahmen und die skeptische 
Beurteilung sowjetischer Verständigungsbe-
mühungen, begründen die wesentlichen Be-
denken.

Zu eifrigen Befürwortern einer Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit zählen 
Norwegen und Dänemark. Beide Länder ge-
ben eine optimistische Einschätzung der Er-
folgsaussichten und äußern keine gravieren-
den Bedenken. Auch Kanada steht, seit seine 
Teilnahme gesichert ist, der Konferenz aufge-
schlossen gegenüber. Unter Wahrung der 
Bündnissolidarität sieht die Regierung in Ot-
tawa in der Konferenz ein Mittel zur Entspan-
nung und Zusammenarbeit in Europa. Dazu 
kommt ein besonderes Eigeninteresse an der 
Ausdehnung der Beziehungen zu Europa, dem 
es sich geschichtlich und kulturell eng ver-
bunden fühlt. In Belgien und den Niederlan-
den ist das KSZE-Projekt ebenfalls auf Zu-
stimmung gestoßen. Der belgische Vorschlag 
vom März 1970 für eine multilaterale Vorkon-
ferenz in einer neutralen Hauptstadt hat die 
Diskussion über das Verfahren zur Vorberei-
tung wesentlich beeinflußt. Belgien und die 
Niederlande sehen in den Fragen der Abrü-
stung und des Gewaltverzichts zentrale Kon-
ferenzthemen.

11) Interview des französischen Außenministers, 
Maurice Schumann, in: Die Welt, 4. 1. 1972.

12) Walter Schütze, Großbritannien und Frankreich: 
Höfliche Zurückhaltung, in: Europäische Sicher-
heitskonferenz, a. a. O., S. 47.



Die Rolle und die Erwartungen der bündnisfreien Länder

Die Mehrzahl der bündnisfreien Staaten hat 
wiederholt ein lebhaftes Interesse an der vor-
geschlagenen europäischen Konferenz bekun-
det. Finnland, Österreich und Jugoslawien 
haben in verschiedenen Memoranden und Kom-
muniques an die übrigen europäischen Staaten 
und die USA sowie Kanada zur Aufnahme 
multilateraler Verhandlungen aufgefordert. 
Der aktive Einsatz dieser Länder ist im we-
sentlichen mit der Erwartung zu begründen, 
daß die geplante Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit für sie eine geeignete 
Plattform darstellen könnte, um ihr politi-
sches Eigengewicht zu verstärken. Diese Ein-
stellung, die auch bei kleineren Staaten in-
nerhalb beider Bündnissysteme verbreitet ist, 
wird verständlich, wenn man das Unbehagen 
bedenkt, das bilaterale Gespräche und Ver-
einbarungen der beiden Supermächte über die 
Köpfe der "Kleinen" hinweg auslösen. Zu 
dem Wunsch, ein Stück aus dem Schatten der 
Großmächte herauszutreten, gesellt sich bei 
den neutralen Staaten die Hoffnung, auf der 
Konferenz eine Bestätigung ihres Status und 
ihrer Politik zu erreichen. Die Vorstellung von 
einer Gemeinschaft der bündnisfreien Län-
der als dritter und ausgleichender Kraft zwi-
schen den Blöcken hat in der Diskussion um 
eine KSZE neuen Auftrieb bekommen. Ein ge-
meinsames Vorgehen wurde allerdings bisher 
nicht erreicht; es blieb bei Einzelinitiativen.

An der Spitze der KSZE-Protagonisten ste

13

ht 
Finnland, das in einem Memorandum am 5. 
Mai 1969 )  den sowjetischen Konferenzvor-
schlag aufgriff und seine positive Haltung 
darlegte. Unter Betonung strikter Neutralität 
und mit dem Hinweis auf die guten Beziehun-, 
gen Finnlands zu allen europäischen Staaten 
bot die Regierung ihre guten Dient als Gast-
geber der Vorbereitungstreffen an. Im An-
schluß an dieses Memorandum folgten weite-
re diplomatis 14chen Vorstöße ) die jenes Ange-
bot wiederholten.

Das aktive Interesse Finnlands am Zustande-
kommen der Konferenz ist vorwiegend innen-
politisch motiviert; hinzu kommt das beson-
dere Verhältnis zur Sowjetunion. Dabei ver-
suchte die finnische Regierung jedoch, sich

13) Memorandum der finnischen Regierung vom 
5. 5. 1969, in: Europa-Archiv, 13/1969, S. D 309.
14) Vgl. Aide-memoire der finnischen Regierung 
vom 24. 11. 1970 zur Frage der europäischen Sicher-
heitskonferenz, in: Europa-Archiv, 3/1971, S. D 72. 

auf die Rolle des Vermittlers zu beschränken 
und verzichtete auf eigene Tagesordnungs-
wünsche. Die Verwirklichung ihrer Angebote 
machte die Regierung ausschließlich von der 
Zustimmung aller interessierten Staaten ab-
hängig. Im Januar 1971 bestätigte der finni-
sche Ministerpräsident Athi Karjalainen den 
konsequenten Standpunkt seines Landes zur 
KSZE: „Diese Grundsätze vertragen sich gut 
mit unserem internationalen Image, dessen Fe-
stigung wir für wichtig halten. Insgesamt ver-
schaffen sie uns eine angemessene Rolle in 
der Frage einer Sicherheitskonferenz". Er 
fügte hinzu, daß „die finnische Regierung 
nicht die Absicht hat, die Konferenz um jeden 
Preis, beispielsweise um den Preis eines 
Scheiterns der Konferenz durchzusetzen. Wir 
haben aufgrund unserer Neutralitätspolitik 
gewisse internationale gute Dienste geleistet. 
Mehr kann man von uns nicht verlangen, und 
mit weniger können wir uns selbst nicht zu-
frie 15dengeben". )

Österreich hat sich gleichfalls bemüht, die 
KSZE initiativ voranzutreiben. Dabei versuch-
te es besonders, in der Frage von Truppenre-
duzierungen Ost und West einander näherzu-
bringen. Wie das Memorandum vom
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1970 ) zeigt, sieht Österreich in der „gegen-
seitigen und ausgewogenen Verminderung 
des Militärpotentials in Europa" die logische 
Konsequenz eines Gewaltverzichts. Österreich 
bezog sowohl Elemente der WP-Vorschläge 
als auch Vorstellungen der NATO in sein 
KSZE-Konzept mit ein und schlug Wien als 
Treffpunkt für Expertengespräche vor.

Ein Abbau der Hegemonialstellung der Super-
mächte mit dem Ziel einer Auflösung der 
Blöcke steht auch im Vordergrund des jugo-
slawischen Interesses. Jugoslawien hat als un-
mittelbarer Anrainer des sowjetischen Ein-
flußbereiches ein besonderes Bedürfnis an 
sichtbare

17
r Bestätigung seiner Unabhängigkeit 

und befürwortet eine KSZE nachdrücklich ). 
Auch in Schweden, wo ein sachliches Ver-
hältnis zu den osteuropäischen Ländern im

15) Vortrag des finnischen Ministerpräsidenten, 
Athi Karjalaien, vom 28. 1. 1971, in: Europa-Archiv, 
5/1971, S. D 124.
16) Memorandum der österreichischen Regierung 
zur Frage der europäischen Sicherheitskonferenz, 
in: Europa-Archiv, 3/1971, S. D 59 f.
17) Vgl. Hans-Adolf Jacobsen, Wolfgang Mallmann 
und Christian Meier, Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, Köln 1973.



Vordergrund der außenpolitischen Bemühun-
gen steht, wird das KSZE-Projekt unterstützt. 
Die schwedische Haltung gründet sich im we-
sentlichen auf die positive Einschätzung der 
NATO-Initiativen. Interessant ist die Ent-
wicklung der Haltung der Schweiz. Nachdem 
diese zunächst eine mehr abwartende Haltung 
eingenommen und sich vor allem gegen die 
Vorstellung gewandt hatte, aus der Sicher-
heitskonferenz könnte eine „Ersatz-Friedens-
konferenz" werden, hat sie in jüngster Zeit 
die Diskussion mit eigenen Vorschlägen be-
fruchtet. Hierzu gehört vor allem der Gedan-
ke eines europäischen Schiedsgeri
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chts sowie 
einer europäischen Untersuchungs-, Schlich- 
tungs- und Vermittlungskommission ).

Auf überraschend viel Gegenliebe stieß das 
Konferenzprojekt in Spanien. Die Gründe rei-
chen von der Reduzierung von Spannungen 
im Mittelmeerraum bis zur Erwartung, mittels 
einer KSZE das außenpolitische Wirkungsfeld 
zu vergrößern. Im Vordergrund steht dabei 
das Interesse an verstärkter Zusammenarbeit 
mit den westeuropäischen Staaten und der 
Wunsch nach Entwicklung und Ausbau bes-
serer Beziehungen zu Osteuropa19 ). Die Re-
publik Irland nimmt dagegen eine eher reser-
vierte Haltung ein, die in der Befürchtung 
gipfelt, daß sich eine Anerkennung der Unan-
tastbarkeit der Grenzen auf einer KSZE nega-
tiv auf das Problem der irischen Teilung aus-
wirken könnte.

21) Paul Frank, Zielsetzungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen europäischer Sicherheits-
verhandlungen, in: Europa-Archiv, 5/1972, S. 153.
22) Ebenda, S. 154.
23) Vgl. Moskau für gesamteuropäische Konferenz 
ohne Teilnahme der USA, in: Die Welt, 28. 4. 1966.

Nachdem die Außenminister der NATO-Staa-
ten auf der Tagung des Ministerrates am 30. 
und 31. Mai 1972 in Bonn grünes Licht für 
eine Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit gegeben hatten, zog Außenminister 
Walter Scheel positive Bilanz: „Unsere politi-
sche Geschlossenheit erlaubt, in die große 
West-Ost-Entspannungsrunde einzutreten. Sie 
wird mit der multilateralen Vorbereitung der 
KSZE beginnen, nachdem das Berlin-Abkom-
men in den nächsten Tagen in Kraft getreten 
sein wird", und er fügte noch hinzu: „ . . . wir 
wollen eine Konferenz, die praktische Ergeb-
nisse 20 zeitigt." )

Die Bundesregierung hat damit ihr Interesse 
und ihre Erwartungen noch einmal bekräftigt, 
nachdem schon Bundeskanzler Brandt dem so-
wjetischen Parteichef Breshnjew auf der Krim 
seine Unterstützung für das Konferenzprojekt 
zugesagt hatte. Diese Haltung erklärt sich 
nicht nur aus der Sorge Bonns, kein Stören- 
fried' für europäische Entspannungsbemühun-
gen sein zu wollen, sondern birgt auch die 
Einsicht, daß eine solche Konferenz den poli-
tischen Zielvorstellungen des Westens gute 
Dienste leisten kann, wenn sie sorgfältig ge-
nug vorbereitet wird. Die „begründete Aus-
sicht auf konkrete Ergebnisse in den Sachfra-

Die Haltung der Bundesrepublik

gen der Sicherheit und Zusammenarbeit" 21 ) 
ist eine Grundvoraussetzung in der offiziellen 
Argumentation. Sie wird ergänzt durch den 
Hinweis: „Eine Konferenz, deren ausreichen-
de sachliche Ergebnisse nicht durch sorgfälti-
ge Vorbereitung gesichert wäre
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n, könnte die 
Ost-West-Beziehungen belasten, statt sie zu 
fördern." )

Die Vorbehalte, die von deutscher Seite gel-
tend gemacht werden, beziehen sich im we-
sentlichen auf zwei Punkte: Bonn betont, eine 
KSZE sei keine Ersatz-Friedenskonferenz und 
sie dürfte den angestrebten Modus vivendi im 
Verhältnis zur DDR nicht behindern. Die Ge-
nesis der bundesrepublikanischen Haltung zu 
dem Konferenz-Projekt vermittelt in der Re-
trospektive deshalb aufschlußreiche Aspekte, 
weil sie zugleich den Wandel in den Bezie-
hungen zu den östlichen Nachbarn dokumen-
tiert und verdeutlicht.

Im Frühjahr 1966 befaßten sich Regierung 
und Öffentlichkeit in der BRD zum ersten Mal 
mit dem Konferenzgedanken, der zwar seit 
langem zum Arsenal politischer Vorschläge 
gehörte, durch Außenminister Gromyko am 
27. Mai 1966 in Rom23) auf einer Pressekonfe-
renz aber aktualisiert worden war. Zu den 
angebotenen Gesprächsthemen zählte der Ab-

18) Vgl. Götz von Groll, Ost-West-Gespräche in 
Helsinki, in: Außenpolitik, 9/1972, S. 520.
19) Vgl. Walter Haubrich, Spanien will die europä-
ische Sicherheitskonferenz, in: FAZ, 18. 4. 1972.
20) Positive Bilanz der NATO-Tagung, Erklärung 
des Bundesministers des Auswärtigen, in: Bulletin 
vom 3. 6. 1972, S. 1119.



zug ausländischer Truppen, eine kernwaffen-
freie Zone in Mitteleuropa und eine friedliche 
Lösung der deutschen Frage. In einer ersten 
Stellungnahme lehnte Bundeskanzler Erhard 
den Vorschlag nicht rundheraus ab, wandte 
sich jedoch gegen den Versuch, „die USA aus 
Europa zu verdrängen oder nur noch in konti-
nentalen Kategorien zu denk 24en" ).  Ähnlich 
reagierte die Bundesregierung auf den Buka-
rester Appell des Warschauer Paktes vom 
l.Juli 1966. Sie verwies auf die Nützlichkeit 
solcher Gespräche für eine allgemeine Ent-
spannung, betonte jedoch die „übergeordnete 
Zielsetzung" einer Überwindung der Teilung 
Europas auf der Grundlage des Selbstbestim-
mungsrechts. Voraussetzung sei auch, daß die 
Vereinigten Staaten von Anfang an hinzuge-
zogen würden.

Die Bundesregierung verfügte allerdings zu 
diesem Zeitpunkt noch über keine abgestimm-
te Position und maß dem sowjetischen Vor-
schlag vor allem propagandistische Bedeu-
tung bei. Die Neigung zu Entspannungsinitia-
tiven seitens einiger westlicher Partner ließ 
Bonn jedoch eine flexible Haltung geraten 
erscheinen. Eine „Ja-Aber-Position" bot so 
ausreichend Schlupflöcher, um sich verän-
derten Situationen anpassen zu können. Bei 
näherer Betrachtung gewinnt man jedoch den 
Eindruck, daß sowohl bei der Regierung 
als auch bei der Opposition andere Prioritä-
ten vorherrschten. Die SPD bereitete einen 
Redneraustausch mit der SED vor, der zwar 
im Sommer scheiterte, als die politische Füh-
rung in Ostberlin Angst vor der eigenen Cou-
rage bekam; und die Bundesregierung war ih-
rerseits bemüht, die Risse zu kitten, die der 
Rückzug Frankreichs aus der NATO und die 
Ankündigung einer Verringerung der anglo-
amerikanischen Truppenpräsenz im Bündnis 
hervorger
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ufen hatten. Mit der Friedensnote 

vom März 1966 )  hatte die Bundesregierung 
nach außen ihren Entspannungswillen doku-
mentiert. Gleichzeitig, mehr im Stillen, war 
sie dabei, über die Errichtung von Handels-
missionen mit einer Reihe von osteuropäi-
schen Staaten amtliche Beziehungen anzu-
knüpfen. Daneben dominierte die Befürch-
tung, eine gesamteuropäische Konferenz 
könnte zur weiteren Erosion der NATO bei-
tragen und darüber hinaus der DDR zu einer 
internationalen Aufwertung verhelfen.

Im Herbst 1966 präzisierte die Bundesregie-
rung dann ihre Haltung und erklärte, daß die 
Konferenz mit dem Ziel einberufen werden 
müsse, die Teilung Deutschlands durch eine 
gerechte Friedensordnung zu überwinden. 
Ferner könnte die DDR nicht Teilnehmer ei-
ner solchen Staatenkonferenz sein, da sie von 
der Mehrzahl der europäischen Staaten nicht 
anerkannt werde. Schließlich unterstrich die 
Regierung) die Bedeutung der USA für die Si-
cherheit Europas und forderte die Einbezie-
hung der Amerikaner in jede Konferenz zur 
Regelung der europäischen Probleme 26).

24) Europäische Konferenz nur mit den Vereinigten 
Staaten, in: Die Welt, 29. 4. 1966.
25) Friedensnote der Bundesregierung vom März 
1966, in: Europa-Archiv, 7/1966, S. D 171 ff.

26) Vgl. Stellungnahme Bonns zur Bukarester Er-
klärung, in: NZZ, 13. 7. 1966.
27) Regierungserklärung von Bundeskanzler Kurt- 
Georg Kiesinger am 13. 12. 1966 im Deutschen 
Bundestag, DBT/V/80, 13. 12. 1966, S. 3656—3665.
28) Vgl. Rede des Bundesministers für Gesamt-
deutsche Fragen, Herbert Wehner, am 5. 4. 1968 im 
Deutschen Bundestag, DBT/V/168, 5. 4. 1968, S. 8954 
bis 8958.
29) Die Budapester Resolution der sieben War-
schauer-Pakt-Staaten, in: SZ, 19.3.1969.

Mit der Bildung der Großen Koalition im No- 
vember/Dezember 1966 veränderten sich eini-
ge der strukturellen und konzeptionellen 
Grundlinien, auf denen die bisherige Ein-
schätzung des ESK-Projektes beruhte. Der au-
ßenpolitische Teil der Regierungserklärung 
vom 13. Dezember 1966 begann denn auch mit 
dem Bekenntnis zu „einer konsequenten und 
wirksamen Friedenspolitik, durch die politi-
sche Spannungen beseitigt und das Wettrü-
sten eingedämmt werden" 27 ). Den Forderun-
gen der FDP-Opposition nach mehr Aktivität 
in der europäischen Sicherheitspolitik begeg-
nete Herbert Wehner im April 1968 mit der 
Zusage, daß die Regierung in Abstimmung mit 
den Allianzpartnern dabei sei, das Konferenz-
projekt in ihrem Sinne zu beeinflussen und es 
für deutsche Interessen nutzbar zu machen28 ). 
Dennoch erschienen zu jenem Zeitpunkt 
bilaterale Gespräche, z. B. über Gewaltver-
zicht, erfolgversprechender, zumal die Sowje-
tunion keine Neigung zeigte, von ihren Maxi-
malforderungen in der Deutschland- und Eu-
ropapolitik abzugehen.

Erst nach dem Budapester Appell vom März 
1969 29)  und dem finnischen Memorandum 
vom Mai des gleichen Jahres begann in der 
Bundesrepublik eine ernsthafte Diskussion 
über die Chancen und Risiken einer Europäi-
schen Sicherheitskonferenz. Der finnische 
Vorstoß hatte das Projekt im Westen .salonfä-
hig' gemacht und erforderte seitens der Bun-
desregierung eine konkrete Antwort. Außen-



minister Brandt sah in der Budapester Erklä-
rung einen überraschenden, zumindest takti-
schen Kurswechsel des Warschauer Pakts. Im 
Gegensatz zu der ultimativen Bukarester Er-
klärung von 1966 und dem polemik- und ideolo-
giebefrachteten Karlsbader 30Appell von 1967 )  
zeichnete sich das östliche Schriftstück da-
durch aus, daß die altbekannten Maximalfor-
derungen nicht mehr als Vorbedingungen, 
sondern als Verhandlungsziele deklariert 
wurden. Damit lag eine akzeptable Diskus-
sionsgrundlage auf dem Tisch. Als Vorausset-
zungen für die Zustimmung der Bundesregie-
rung nannte Brandt: keine Vorbedingungen, 
angemessene Vorbereitung, Teilnahme der 
USA sowie Kanadas und realistische Erfolgs-
auss 31ichten ).
Innerhalb des Bundestages erfuhr die östliche 
Initiative recht unterschiedliche Bewertun-
gen. Unter Bezugnahme auf das negative Er-
gebnis des Stoph-Kiesinge 32r Briefwechsels ) 
und die Schwierigkeiten beim Gewaltver-
zichtsdialog mit der Sowjetunion schrieb Rai-
ner Barzel im Deutschland-Union-Dienst, es 
hieße „das Pferd am Schwanz aufzäumen, 
wenn man ohne ein innerdeutsches Gespräch, 
ohne Lösung der politischen Fragen, ohne Ge-
waltverzicht, ohne diplomatische Beziehungen 
und ohne den Blick auf die Spannungsursa-
chen versucht, unter der Überschrift .Europä-
isches Sicherheitssystem' d
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en Status quo in 

Europa festzuschreiben" ). In der SPD über-
wog die Auffassung, man solle die Gesprächs-
bereitschaft des Warschauer Pakts prüfen. Im 
Gegensatz zur FDP hegten die Sozialdemokra-
ten aber wenig Hoffnung, daß die Konferenz 
eine Handhabe bieten könnte, um etwa Frie-
densvertragsverhandlungen für Deutschland 
einzuleiten. Unter dem Eindruck des Wahl-
kampfes spitzte sich im Sommer 1969 die 
Kontroverse zwischen den beiden Koalitions-
partnern über das Konferenzprojekt noch 
weiter zu und zwang die Regierung zu einer 
dilatorischen Behandlung desselben. Beson-
ders deutlich wurde dies bei der Formulie-
rung der deutschen Antwort auf das finnische 

Memorandum, die sich durch einen hohen 
Grad an Unverbindlichkeit auszeichnet34).

30) Die Karlsbader Konferenz vom 24.—26. 4. 1967, 
in: Europa-Archiv, 11/1967, S. D 259 ff.
31) Vgl. Rede des Bundesaußenministers Willy 
Brandt auf der Jahrestagung des Bundesverbandes 
deutscher Zeitungsverleger, in: Bulletin vom 25. 4. 
1969, S. 437 ff.
32) Vgl. Texte zur Deutschlandpolitik, hrsg. vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 
Bd. 1, S. 65—70, S. 124—129, S. 156—1959, Bd. II, 
S. 154—155, Bonn 1968.
33) Rainer Barzel, Zur Diskussion über ein Europä-
isches Sicherheitssystem, in: DUD, 9. 6. 1969, S. 4.

34) Vgl. Antwort der Bundesrepublik Deutschland 
vom 11. 9. 1969 auf das finnische Memorandum 
vom 5. 5. 1969; ihr Inhalt wurde von Außenmini-
ster Brandt am 16. 9. 1969 auf der Bundespressekon-
ferenz bekanntgegeben (Nachschrift des BPA).
35) Rede von Außenminister Willy Brandt am 7. 5. 
1969 auf dem Überseetag in Hamburg, in: Bulletin 
vom 8. 5. 1969, S. 497 ff.

Für Gegner wie für Befürworter einer Sicher-
heitskonferenz stellte sich vor allem das Pro-
blem einer Teilnahme der DDR. In einer Rede 
zum Hamburger Überseetag im Mai 1969 
sprach Brandt dies an: „Schon um keine un-
liebsamen Überraschungen zu erleben, er-
scheint es mir dringend erforderlich, daß wir 
durch nichtdiskriminierende, gleichberechtig-
te Verhandlungen zwischen Bonn und Ostber-
lin eine Klärung des Verhältnisses zwischen 
den beiden deutschen Teilen erreichen. Sons
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t 
würde eine Europäische Sicherheitskonferenz 
zusätzlich zu anderen Belastungen durch eine 
übersteigerte Vorführung deutscher Querelen 
von ihren eigentlichen Aufgaben abgelenkt 
werden." ) Aus seiner Sicht stellte sich je-
doch nicht nur die Aufgabe, nach einer ak-
zeptablen Regelung für eine Teilnahme der 
DDR — jenseits vom ,Katzentisch' — zu su-
chen, sondern vielmehr auch die Frage, ob 
das Konferenzprojekt als Instrument benutzt 
werden könnte, um die deutsche Frage im 
Vorfeld der Konferenz einer Lösung näher zu 
bringen.

Die von Außenminister Brandt in der gleichen 
Rede gebrauchte Formel von der „sorgfälti-
gen Vorbereitung" erlaubte der Bundesregie-
rung ein aktives Eintreten für das Konferenz-
projekt und gewährleistete zugleich ein hohes 
Maß an Kontrollierbarkeit des zur Konferenz 
führenden Prozesses. Hinzu kamen Bemühun-
gen, die NATO-Partner zu einer Abstimmung 
ihrer Position zu veranlassen, damit der We-
sten nicht unvorbereitet in eine Konferenz 
hineinschlidderte, deren Verhandlungsziele 
fundamentale Interessen der Bundesrepublik 
berührten.

Allmählich fanden neben Prozedurfragen 
auch konzeptionelle Elemente Eingang in die 
Behandlung des Konferenzprojekts. Nach 
Meinung der Bundesregierung konnte eine 
Konferenz nur sinnvoll sein, wenn in ihrem 
Rahmen über die ordnungs- und sicherheits-
politischen Probleme Mitteleuropas aus-
drücklich verhandelt würde. Diese Zielorien-
tierung gebot, einer Konferenz entgegenzu-



wirken, die lediglich allgemeinen Entspan-
nungswillen zum Ausdruck brächte und als 
Nebenwirkung die von der Sowjetunion ge-
wünschte Bestätigung des territorialen und po-
litischen Status quo hätte. Vor allem sah die 
Bundesregierung in dem seit einiger Zeit von 
der NATO diskutierten Vorschlag einer bei-
derseitigen ausgewogenen Truppenreduzie-
rung eine Möglichkeit, das militärische 
Gleichgewicht auf einem niedrigeren Niveau 
mit geringeren Kosten und Risiken aufrecht-
zuerhalten. Sie setzte sich in der Folge mit 
Nachdruck dafür ein, diesen Vorschlag in den 
Kontext einer KSZE einzubeziehen. Ein weite-
rer Kernpunkt der Überlegungen war die Re- 
duzierung der politischen, physischen und 
rechtlichen Interventionsmöglichkeiten in Eu-
ropa mittels eines Gewaltverzichts. Das 
Hauptproblem hierbei war jedoch, daß ein 
multilaterales Gewaltverzichtskonzept die bi-
lateralen Ausgleichsbemühungen der Bundes-
republik mit den osteuropäischen Staaten ab-
blocken könnte. Gerade diese bilaterale Ge- 
waltverzichtspolitik sollte aber verhindern, 
daß die deutsche Frage zum Zankapfel einer 
KSZE würde, indem bereits vor Zusammen-
tritt der Konferenz ein Modus vivendi für 
möglichst viele der offenen europäischen Pro-
bleme gesucht würde.

Die Rahmenbedingungen der bisherigen 
KSZE-Politik erfuhren nach der Bildung der 
sozialliberalen Koalition im Herbst 1969 eini-
ge Veränderungen. Die Anerkennung der 
Nachkriegsrealitäten in Eur 36opa ) erweiterte 
den Spielraum der Bundesrepublik gegenüber 
den östlichen Nachbarn und ermöglichte ihr 
auch ein flexibleres Aufgreifen des Konfe-
renzprojekts. Die Einschätzung der mutmaßli-
chen sowjetischen Absichten änderte sich 
hierbei zwar nicht wesentlich, jedoch wurde 
das Interesse Moskaus an einem verstärktem 
wirtschaftlichen Austausch mit dem Westen 
und an Spannungsminderung in Europa ange-
sichts der Entwicklung in Asien mit in das 
politische Kalkül einbezogen.

Im Sommer 1970 verschob sich der Stellen-
wert, den die Bundesregierung einer KSZE in 
ihrer außenpolitischen Rangskala beimaß, 
weiter in Richtung auf deren aktive Unter-
stützung. In Punk 37t 10 des Bahr-Papiers )  wur-

de vermerkt, daß sie alles von ihr Abhängen-
de für die Vorbereitung und erfolgreiche 
Durchführung einer KSZE tun werde. Die So-
wjetunion hatte mit dem Abschluß des Mos-
kauer Vertrags die Anerkennung des territo-
rialen Status quo erreicht, und die Bundesre-
publik konnte ihrerseits davon ausgehen, daß 
sie auf einer Sicherheitskonferenz nicht vor-
rangig in die Ecke eines potentiellen Aggres-
sors gedrängt würde. Der Befürchtung einer 
Rangaufwertung der DDR auf einer Ost-West- 
Konferenz wurde mit dem Argument begeg-
net, daß die Teilnahme allein noch keine völ-
kerrechtliche Anerkennung zu implizieren 
brauchte. Im Hinblick auf eine innerdeutsche 
Regelung waren eine Reihe westlicher Staa-
ten — nach den ergebnislosen Begegnungen 
von Erfurt und Kassel — jedoch nicht mehr 
bereit, Bonn ein aufschiebendes Vetorecht ge-
gen multilaterale Verhandlungen einzuräumen. 
Daß Konferenzprojekt schien damit als Instru-
ment der Deutschlandpolitik an Wirksamkeit 
verloren zu haben.
Die Bundesregierung gab zwar ihre Absicht 
nicht auf, im Vorfeld der Konferenz die Be-
ziehungen zur DDR zu regeln, nährte jedoch 
gleichzeitig die Hoffnung, daß eine erfolgrei-
che KSZE die Bemühungen um einen Modus 
vivendi befruchten könnte. Sie war sich aber 
auch darüber klar, daß nur das westliche 
Bündnis gemeinsam in dieser Hinsicht Einfluß 
ausüben könnte. So gesehen war ihre KSZE- 
Politik auch Bündnispolitik. Dies wird beson-
ders deutlich in dem Bemühen der Bundesre-
publik, auf keinen Fall eine Schwächung des 
NATO-B ündnisses und eine Lockerung der 
Beziehungen zu den USA zu riskieren. Dassel-
be galt auf dem wirtschaftlichen Sektor in 
bezug auf die Weiterentwicklung der westeu-
ropäischen Integration. Eine KSZE sollte die 
Wirtschaftsunion und die gemeinsame Handels-
politik nicht gefährden. Nur die enge Abstim-
mung mit den Partnern im Westen konnte da-
her nach Ansicht der Bundesregierung unlieb-
same Erosionsprozesse verhindern. Diese mul-
tilateralen Synchronisationsversuche wurden 
in jeder Ph
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ase durch bilaterale Kontakte auf 
unterschiedliche Ebenen mit einer Vielzahl 
von Staaten in Ost und West ergänzt ). Die-

38) Vgl. Brandt und Tito besprechen die europä-
ische Sicherheitskonferenz, in: FAZ, 12. 10. 1970; 
das Kommunique von Oreanda vom 18. 9. 1971, in: 
Europa-Archiv, 20/1971, S. D 471 ff.; Pressekonfe-
renz von Bundeskanzler Brandt am 22. 12. 1971 in 
Bonn, in: Bulletin vom 23. 12. 1971, S. 2077 ff.; die 
gemeinsame Pressekonferenz von Staatspräsident 
Pompidou und Bundeskanzler Brandt am 11. 2. 1972 
in Paris, in: Bulletin vom 16. 2. 1972, S. 255 f. 

36)  Vgl. Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Willy Brandt am 28. IQ. 1969 vor dem Deutschen 
Bundestag, in: DBT/VI/5, 28. 10. 1969, S. 21.
37) Vgl. Bahr-Papier, in: Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung (Hrsg.), Die Verträge 
mit Moskau und Warschau, Bonn 1970, S. 15'—19.



ser rege Gedankenaustausch war ein Aus-
druck der Normalität des diplomatischen Ver-
kehrs der Bundesrepublik und brachte zum 
Ausdruck, daß das Konferenzobjekt ein wich-
tiges Thema deutscher Außenpolitik war, je-
doch eines unter mehreren anderen: der Si-
cherung Westberlins, des Ausgleichs mit der 
DDR und den Staaten Osteuropas, der Erwei-
terung der Europäischen Gemeinschaften so-
wie der Stärkung des westlichen Bündnisses, 
mit denen es eng verknüpft war.
Vor allem als Vehikel der Deutschlandpolitik 
hatte das KSZE-Projekt für die Bundesregie-
rung Bedeutung. Die Priorität der bilateralen 
Gewaltverzichtsverhandlungen mit Moskau 
und Warschau war dadurch betont worden, 
daß die Aufnahme multilateraler Kontakte an 
Fortschritte auf bilaterale Ebene gebunden 
wurde. Diese Formel erbrachte einen Zeitge-
winn und erleichterte überdies innerhalb der 
westlichen Allianz die Suche nach einem ge-
meinsamen Nenner bezüglich der Haltung zur 
KSZE. Das von der Bundesregierung aufge-
stellte Junktim zwischen Berlin-Regelung und 
Ratifizierung der Ostverträge wurde durch 
die Bedingung der NATO ergänzt, daß erst 
nach dem erfolgreichen Abschluß der Berlin- 
Verhandlungen multilaterale Gespräche über 
eine Europäische Sicherheitskonferenz aufge-
nommen würden. Berlin wurde damit zur 
Trumpfkarte in der Hand der Vier Mächte, 
sowohl für die deutsche Ostpolitik, als auch 
für ein Zustandekommen der Sicherheitskonfe-
renz. Mit der Unterzeichnung des Berlin-Ab-
kommens am 3. September 1971 wurde dann 
eine entscheidende Hürde auf dem Weg nach 
Helsinki beseitigt.
Neben dieser direkten Konsequenz trug das 
Abkommen gleichzeitig zu einer Zunahme des 

Vertrauens zwischen Ost und West bei. „Tat-
sächlich könnte sich als bedeutsamer Aspekt 
des Viermächte-Abkommens sehr wohl der 
Umstand herausstellen, daß künftig keine der 
beiden Seiten mehr in der Lage sein dürfte, 
Zielvorstellungen hinsichtlich der Berliner Ent-
wicklung zu hegen, die geeignet wären, ge-
genseitige Furchtkomplexe zu schaffen oder 
zu verstärken, sei es nun die Idee des westli-
chen Brückenkopfes in der alten deutschen 
Hauptstadt als Instrument zur Wiedervereini-
gung Deutschlands zu westlichen Bedingun-
gen, sei es die entgegengesetzte Zielvorstel-
lung der Beseitigung der westlichen Enklave 
durch Fronta 39langriff oder Salami’-Taktik" ). 
Am 19. Mai 1972 passierten schließlich die 
Ostverträge mühsam den Deutschen Bundes-
tag. Das Junktim hatte seinen Zweck erfüllt, 
und die Bundesregierung konnte sich weiter 
darauf konzentrieren, das Interesse der So-
wjetunion und der anderen osteuropäischen 
Staaten an der KSZE nutzbar zu machen. 
Fortschritte in den Beziehungen beider deut-
scher Staaten zueinander sollten zum Grad-
messer für die Erfolgsaussichten der Sicher-
heitskonferenz gemacht werden. Damit wurde 
die Absicht verbunden, die internationale 
Aufwertung der DDR auf einer KSZE dadurch 
zu unterlaufen, daß zuvor die mit der Freiga-
be der Anerkennung durch Drittstaaten ver-
knüpfte befriedigende Regelung der Beziehun-
gen erfolgt sein sollte. Lange war ungewiß, 
ob diese Rechnung aufgehen würde. Vielleicht 
stärker beflügelt durch den Termin der Bun-
destagswahlen am 19. November als dem Be-
ginn der multilateralen Vorbereitungsrunde für 
eine KSZE vier Tage später, wurde schließ-
lich auch der Grundvertrag zwischen den bei-
den deutschen Staaten noch termingerecht 
paraphiert.

„In den Beziehungen zwischen den Staaten in 
Europa darf Gewalt weder angewandt noch 
angedroht werden. Alle strittigen Fragen zwi-
schen ihnen müssen ausschließlich mit fried-
lich politischen Mitteln auf dem Weg von 
Verhandlungen entsprechend den Grundprin-
zipien des Völkerrechts so gelöst werden, daß 
die legitimen Interessen, de

40
r Frieden und die 

Sicherheit der Völker nichtbedroht werden." ) 
Dies ist der Wortlaut der Prager Deklaration, 
mit dem die Mitglieder des Warschauer Ver-
trags Anfang 1972 erneut die Bedeutung eines 
multilateralen Gewaltverzichts als hervorra-

Probleme des Gewaltverzichts

genden Verhandlungsgegenstand betonten. 
Ein Jahr nach dem Einmarsch in die Tsche-
choslowakei war dieser Appell bereits auf der 
Budapester Konferenz formuliert worden und 
hatte neben nachdenklicher Skepsis auch 

39)  Karl E. Birnbaum, Gesamteuropäische Perspek-
tiven nach dem Berlin-Abkommen, in: Europa- 
Archiv, 1/1972, S. 3.
40) Deklaration über Frieden, Sicherheit und Zu-
sammenarbeit, verabschiedet vom Politischen Be-
ratenden Ausschuß der Staaten des Warschauer 
Vertrages in Prag am 25. und 26. 1. 1972, in: Europa- 
Archiv, 4/1972, S. D 109.



lautstarke Befürchtungen im Westen ausge-
löst, zumal nichts darauf hindeutete, daß 
Breshnjews Doktrin von der begrenzten Sou-
veränität damit hinfällig geworden wäre.

„Die volle Tragweite der Idee des Gewaltver-
zichts zeigte sich ... anläßlich der militäri-
schen Okkupation der Tschechoslowakei im 
August 1968, die die allgemeine Aufmerksam-
keit darauf lenkte, daß die Unterbindung oder 
zumindest Reduzierung der politischen, physi-
schen und rechtlichen Möglichkeiten einer In-
tervention eines der entscheidenden Probleme 
einer künftigen friedlichen Ordnung in Euro-
pa darstellt. Der Gewaltverzicht erschien da-
nach als eine Definition der politischen Qua-
lität, die Beziehungen zwischen den europäi-
schen Staaten haben sollten." 41)  Die Einsicht 
in diese Problematik und das hieraus resultie-
rende Verhandlungsziel bestimmte die Haltung 
der NATO-Staaten und ihre Absicht, der 
Breshnjew-Doktrin die Grundlage zu entzie-
hen. Die Vorschläge reichten von der Forde-
rung nach Widerruf dieser Doktrin, die vor 
allem von amerikanischer Seite erhoben wur-
de, bis zur Aufstellung eines Kodex zwischen-
staatlichen Verhaltens, wie ihn die Briten 
vorschlugen.
Im Bündnis setzten sich diejenigen Staaten 
durch, die wie die Bundesrepublik, das Pro-
blem der Breshnjew-Doktrin durch die Formu-
lierung von Grundsätzen zwischenstaatlichen 
Verhaltens zu lösen suchten. Orientierungs-
punkte waren die anerkannten Regeln des 
Völkerrechts, insbesondere die Bestimmungen 
der UN-Charta. Das Ziel war ein möglichst 
einheitliches Verständnis dieser Grundsätze, 
auf dessen Basis langfristig die Entwicklung 
eines Systems der friedlichen Streitregelung 
im Verkehr zwischen Ost und West eingelei-
tet werden sollte. Diese Grundsätze sollten in 
einer Erklärung oder einem Abkommen zwi-
schen den Teilnehmern einer KSZE ihren Nie-
derschlag finden. Die Bundesregierung, die 
dazu Anfang 1972 einen Entwurf vorlegte, 
gab einer allgemeinen Erklärung den Vor-
zug, durch die zum einen die Vorbehaltsrech-
te der Vier Mächte nicht berührt würden, und 
die zum anderen innenpolitisch neutral war 
und keine emotionsbefrachtete Ratifizierungs-
debatte erforderte. Nach dem Wunsch der 
Bundesregierung sollte die Deklaration ver-
pflichtende Aussagen enthalten über das Recht 
der europäischen Völker, ihr eigenes Schicksal 

frei von äußerem Zwang zu gestalten. In 
ihren gegenseitigen Beziehungen sollten sie 
sich von den Grundsätzen „souveräner 
Gleichberechtigung, politischer Unabhängig-
keit und territorialer Unversehrtheit jedes eu-
ropäischen Staates" leiten lassen. Damit ver-
bunden wurde die Forderung nach „Nichtein-
mischung und Nichteingreifen in die inneren 
Angelegenheiten eines Staates, unabhängig 
von seinem politischen oder sozialen Sy-
ste 42m" ).

Diese Haltung der Bundesregierung gewinnt 
noch aus einem anderen Blickwinkel an Kon-
turen. Unterstellt man dem östlichen Vor-
schlag eines multilateralen Gewaltverzichts 
die Absicht, damit die völkerrechtliche Aner-
kennung des territorialen Status quo in Euro-
pa einschließlich der internationalen Aner-
kennung der DDR herbeizuführen zu wollen, 
waren Bedenken von Seiten der Bundesrepu-
blik gewiß nicht unbegründet. Zu dem vor-
rangigen Interesse, die offenen Fragen im 
Verhältnis zu den osteuropäischen Staaten 
und der DDR auf dem Wege bilateraler Ver-
handlungen zu regeln, gesellte sich die Be-
sorgnis, auf einer KSZE über eben diese Fra-
gen von einer schwachen, wenn nicht gar iso-
lierten Position aus verhandeln zu müssen. Die 
Verträge von Moskau und Warschau verrin-
gerten zwar diese Befürchtungen, aber es war 
bis zum Beginn der Vorgespräche in Helsinki 
ungewiß, ob es der Bundesregierung gelingen 
würde, die Konferenz solange hinauszuzö-
gern, bis die Verhandlungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten über einen Grund-
vertrag erfolgreich abgeschlossen sein wür-
den. Die NATO-Kommuniques beschränkten 
sich daher auf die Formulierung, daß „Fort-
schritte in den Gesprächen zwischen den 
deutschen Staaten über einen modus vivendi, 
der die
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 besonderen Gegebenheiten in 
Deutschland berücksichtigt, einen wichtigen 
Beitrag zur Entspannung in Europa darstellen 
würden" ). Im Gegensatz zur Berlin-Frage 
war die Mehrzahl der Verbündeten nicht be-
reit, der Bundesregierung ein suspensives 
Veto einzuräumen.

Ein weiterer neuralgischer Punkt, den die 
osteuropäischen Staaten mit Sicherheit im Zu-
sammenhang mit dem Gewaltverzicht an-
schneiden würden, war die Frage einer

42) Vgl. Carl A. Ehrhardt, Berlin — Testfall für Ent-
spannung, in: Handelsblatt, 7. 12. 1970.
42) Vgl. Carl G. Ehrhardt, Berlin — Testfall für Ent- 
Lissabon vom 4. 6. 1971, in: Europa-Archiv, 14/1971, 
S. D 350.

41) Uwe Nerlich, Der Wandel des „europäischen 
Systems" . . ., a. a. O., S. 421.



Grenzklausel. Die Bundesrepublik konnte sich 
zwar auf den Standpunkt stellen, daß sie nach 
Abschluß der Verträge mit Moskau und War-
schau sowie einer möglichen Vereinbarung 
mit Prag keine Grenzprobleme mehr habe. Sie 
lief jedoch durch eine multilaterale Bestäti-
gung der Grenzen in Europa Gefahr, die in 
den Verträgen ausgesprochenen Friedensver-
tragsvorbehalte zu schwächen und den politi-
schen und juristischen Gehalt der Vier-Mäch- 
te-Verantwortung für Deutschland als Ganzes 
und Berlin auszuhöhlen. Es lag daher im Be-
streben der Bundesregierung, mit einem Ge-
waltverzicht keine Bindungen einzugehen, die 
geeignet wären, ihre Politik des Modus viven-

di zu beeinträchtigen und einen Friedensver-
trag überflüssig werden zu lassen. Dasselbe 
Problem gilt auch für einen multilateralen 
Freundschaftspakt. Will die Bundesregierung 
an ihrem Friedensvertragsvorbehalt festhalten, 
muß sie alle Festlegungen zu vermeiden su-
chen, die über den akzeptierten Inhalt der 
Ostverträge und des Grundvertrages hinaus-
gehen. Es ist in der Tat nicht einfach, auf der 
einen Seite die Sowjetunion auf vereinbarte 
Grundsätze zwischenstaatlichen Verhaltens 
zu verpflichten, und auf der anderen Seite 
eine multilaterale Bindung vermeiden zu wol-
len. Die Auflösung dieses Widerspruchs äh-
nelt der Quadratur des Zirkels.

Sicherheitskonferenz und Truppenreduzierung

Auf einer Europäischen Konferenz über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa soll-
te nach Meinung der westlichen Bündnispart-
ner auch über Sicherheitsfragen gesprochen 
werden. Eine besondere Bedeutung kam in 
diesem Zusammenhang dem Projekt beider-
seitiger, ausgewogener Truppenverminderung 
(MBFR — Mutual Balanced 
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Force Reductions) 
zu. Im Rahmen der NATO waren seit Mitte 
der sechziger Jahre — seit dem sogenannten 
„Harmel-Bericht" ) — Modelle und Vorschlä-
ge entwickelt worden, die auf eine Reduzie-
rung des Streitkräfteniveaus in Zentraleuropa 
abzielten. Erstmals hatte das Bündnis auf der 
Tagung des NATO-Rates im Juni 1968 den 
Staaten des Warschauer Paktes Verhandlun-
gen über einen Streitkräfteabbau vorgeschla-
gen45). Das „Signal von Reykjavik" war von 
der NATO auf ihrer Tagung im Mai 1970 in 
Rom wiederholt worden. In dem vom Mini-
sterrat verabschiedeten Kommunique wurden 
dabei vier Kriterien für eine Herabsetzung der 
Truppenstärken genannt: keine Beeinträchti-
gung der Sicherheit; Gegenseitigkeit und Aus-
gewogenheit von Reduzierungen; Einbeziehung 
von Stationierungs- und einheimischen Streit-
kräften sowie ihrer W

46
affensysteme; ferner 

Verifizierung und Kontrolle ).

44) Vgl. Bericht des NATO-Rats über die künftigen 
Aufgaben der Allianz, in: Europa-Archiv, 3/1968, 
S. D 75 ff.
45) Vgl. Kommunique der NATO-Ratstagung in 
Reykjavik Vom 24. und 25. 6. 1968, in: Europa- 
Archiv, 15/1968, S. D 357.
46) Vgl. Erklärung der am Integrierten NATO-- 
Verteidigungsprogramm beteiligten Länder vom 
27. 5. 1970 über beiderseitige und ausgewogene 
Truppenverminderung, in: Europa-Archiv, 13/1970, 
S. D 318 f.

47) Memorandum der Außenminister-Konferenz der 
Warschauer-Pakt-Staaten vom 22. 6. 1970, in: 
Europa-Archiv, 14/1970, S. D 323 f.
48) Vgl. Rede von Generalsekretär Leonid Bre- 
schnjew am 14. 5. 1971 in Tiflis, in: Europa-Archiv, 
14/1971, S. D 348.

Die Warschauer-Pakt-Staaten gingen auf die 
Vorschläge der NATO nur insoweit ein, als sie 
in dem Budapester Memorandum vom Juni 
1970 feststellten, die Frage von Truppenredu-
zierungen könnte in einem von der Sicher-
heitskonferenz zu bildenden Organ oder im 
Rahmen eines anderen annehmbaren Verfah-
rens behandelt werden, diese Zusage jedoch 
auf „ausländische Streitkräfte auf dem Terri-
torium europäischer Staaten" beschränkten47 ). 
Die osteuropäischen Verbündeten ließen ferner 
keinen Zweifel daran, daß sie der Einberufung 
einer Europäischen Sicherheitskonferenz Prio-
rität vor Verhandlungen über eine Truppenre-
duzierung zumaßen. An dieser Haltung änderte 
sich auch in der Folge wenig. Die sowjetische 
Regierung modifizierte ihre Haltung im 
nächsten Jahr jedoch dahingehend, daß sie 
sich grundsätzlich bereit erklärte, über eine 
Reduzierung der Streitkräfte und Rüstungen 
in Mitteleuropa — einschließlich der einhei-
mischen Streitkräfte — zu sprechen. Besonde-
res Aufsehen erregte in diesem Zusammen-
hang eine Rede von Generalsekretär Breshn- 
jew im Mai 1971 in Tiflis, in der dieser die 
sowjetische Position präzisierte 48 ).

Die Rede Breshnjews in Tiflis, am Vorabend 
der Abstimmung im amerikanischen Senat 
über eine Resolution von Senator Mansfield, 
in welcher die Regierung der USA zu einer 
Verminderung ihrer in Ubersee stationierten 



Truppen aufgefordert werden sollte, sowie 
kurz vor der Tagung des NATO-Ministerrates 
in Lissabon, beleuchtete die unterschiedlichen 
Interessenlagen von Ost und West in der Fra-
ge von Truppenreduzierungen. Das sowjeti-
sche Interesse, wie es auch schon früher in 
entsprechenden Abrüstungsvorschlägen zum 
Ausdruck gekommen war, richtete sich lang-
fristig auf eine Reduzierung der amerikani-
schen Präsenz in Europa. Diesem Ziel sollte, vor 
allem über langfristige strukturelle Änderun-
gen, die geplante Europäische Sicherheitskon-
ferenz dienen. Durch innenpolitischen Druck 
ausgelöste einseitige amerikanische Reduzie-
rungen bargen jedoch aus Moskauer Sicht die 
Gefahr in sich, korrigierende Schritte der west-
lichen Verbündeten auszulösen oder aber das 
von vornherein nicht große Interesse Washing-
tons an dem Konferenzprojekt noch weiter zu 
verringern. Die sowjetische Politik benutzte 
daher die Aussicht auf Gespräche über eine 
beiderseitige Truppenreduzierung als ein 
Lockmittel, um die USA an den Verhand-
lungstisch zu bringen.
Aus westlicher Sicht besaß der Vorschlag für 
beiderseitige, ausgewogene Truppenreduzie-
rungen den Vorzug, daß er ein konkretes 
Verhandlungsthema bot, das dem vagen Vor-
schlag einer europäischen Sicherheitskonfe-
renz entgegensetzt werden konnte und an 
dem alle Verbündeten — mit Ausnahme Frank-
reichs — gleichermaßen interessiert waren. 
Besondere Bedeutung maß die Bundesrepublik 
dem MBFR-Projekt bei. Drei Gründe veran-
laßten sie dazu, dieses in der Folge durch ei-
gene Vorschläge voranzutreiben: Aus der 
Sicht Bonns stellten Schritte in Richtung auf 
eine beiderseitige Truppenreduzierung eine 
Möglichkeit dar, sowohl einseitige Rückzüge 
der Verbündeten zu verhindern bzw. ihre de-
stabilisierenden Wirkungen aufzufangen, als 
sie sich auch als Entspannungsmaßnahme im 
Rahmen der westdeutschen Ostpolitik opera-
tionalisieren ließen. Schließlich weckten sie 
die Hoffnung, innenpolitisch immer schwe-
rer zu rechtfertigende Haushaltsmittel statt 
für militärische Zwecke für Sozialinvestitio-
nen ausgeben zu können. 
Vorerst diente dem Bündnis, insbesondere der 
Bundesregierung, der MBFR-Vorschlag dazu, 
dem sowjetischen Drängen nach dem raschen 
Zusammentritt einer Europäischen Sicherheits-
konferenz den Wind aus den Segeln zu neh-
men. Das änderte sich jedoch im Sommer 1971, 
nachdem Moskau seine Bereitschaft zu Gesprä-
chen über eine Truppenreduzierung zu erken-
nen gegeben hatte. Innen- und bündnispoliti-

sche Gründe wirkten zusammen, um Wa-
shington zur Aufgabe seiner Zurückhaltung 
gegenüber multilateralen Verhandlungen zu 
veranlassen. Gleichzeitig erleichterten Fort-
schritte in den mit Priorität betriebenen ame-
rikanisch-sowjetischen SALT-Verhandlungen 
den USA ein flexibleres Agieren im europäi-
schen Kontext. Auf der Tagung des NATO-Ra-
tes im Juni 1971 in Lissabon deuteten die Mi-
nister an, daß nach einem erfolgreichen Ab-
schluß der Vier-Mächte-Verhandlungen über 
Berlin auch der Weg für eine Europäische Si-
cherheitskonferenz frei sei. Gleichzeitig be-
tonten sie ihr Interesse an einer Intensivie-
rung der Sondierungen über beiderseitige 
Truppenreduzierungen. Im Herbst benannten 
die NATO-Staaten den ehemaligen NATO- 
Generalsekretär Brosio als ihren Beauftrag-
ten, der die Haltung der Sowjetunion sowie 
anderer interessierter Regierungen in dieser 
Frage erkunden sollte. Es bleibt offen, ob die 
Sowjetunion aus Abneigung gegen Block-zu- 
Block-Verhandlungen, angesichts des Fehlens 
einer abgestimmten Verhandlungsposition im 
Osten, oder mit der Absicht, ihrerseits das 
MBFR-Projekt auf die lange Bank zu schie-
ben, dieses Gesprächangebot ausschlug.

In dem Maße, wie sich konkrete Verhand-
lungsmöglichkeiten über eine Truppenvermin-
derung in Ost und West abzeichneten, wan-
delte sich auch die inhaltliche und prozedura-
le Behandlung des MBFR-Projektes. Es hatte 
sich gezeigt, daß umfassende Reduzierungs-
modelle entweder darauf hinausliefen, die Si-
cherheit des Westens zu gefährden, oder aber 
nicht verhandelbar waren. Auf der Grundlage 
einiger von der Bundesregierung in die NATO- 
Diskussionen eingebrachter Vorschläge ging 
das Bündnis dazu über, sich auf die Entwick-
lung von unterschiedlich kombinierbaren Ele-
menten für eine Truppenreduzierung zu kon-
zentrieren. Diese sahen neben bzw. vor Redu-
zierungsschritten vertrauensbildende Maßnah-
men, z. B. eine Vorausbenachrichtigung von 
Truppenbewegungen, den Austausch von Ma-
növerbeobachtern und Bewegungsbeschrän-
kungen vor. Dieses bewegliche Vorgehen er-
leichterte es den Verbündeten auch, Verfah-
rensvorschläge zu akzeptieren, bei denen 
einige der vorgeschlagenen Maßnahmen auf 
einer Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit, andere wiederum in einem speziel-
len MBFR-Verhandlungsgremium diskutiert 
werden konnten.

Innerhalb des Westens ebenso wie beim Aus-
tausch von Signalen zwischen Ost und West 



blieb die Frage lange offen, in welcher Weise 
beide Projekte miteinander verbunden werden 
sollten. Während der Westen zunächst davon 
ausgegangen war, daß Truppenreduzierungen 
ein hervorragendes Thema für eine Sicher-
heitskonferenz sein würden, war von den 
Staaten des Warschauer Paktes zu hören ge-
wesen, die Frage der Truppenreduzierung sei 
zu kompliziert, als daß sie mit einiger Aus-
sicht auf Erfolg auf dieser Konferenz erörtert 
werden könnte. Auch unter dem Eindruck der 
Abneigung der USA, über die Truppenfrage 
in einem sehr heterogenen multilateralen 
Gremium zu diskutieren, wurde die alte, ur-
sprünglich von der Bundesrepublik geprägte 
Formel „KSZE ohne MBFR: nein; MBFR ohne 
KSZE: ja" fallen gelassen und durch das fle-
xiblere „KSZE und MBFR getrennt, aber 
gleichzeitig" ersetzt. Auf der Bonner NATO- 
Tagung im Mai 1972 sprach der amerikani-
sche Außenminister Rogers von einem „Paral- 
lelismus der Verhandlungen" 49 ). Die NATO- 
Partner einigten sich denn auch darauf, daß 
zwar einige Aspekte der europäischen Sicher-
heit auch auf der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit angesprochen werden 
sollten, die äußerst komplizierten Fragen ei-
ner Truppenreduzierung aber gesondert und 
im kleineren Kreis der betroffenen Staaten er-

49)  Vgl. NATO auf gemeinsamem Kurs zur Sicher-
heitskonferenz, in: FAZ, 2. 6. 1972.
50) Vgl. Neue Abkommen, in: Die ZEIT, 27. 10. 1972.

örtert werden sollten. Die Aufnahme von Ver-
handlungen darüber sollte jedoch in einem 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit 
einer KSZE stehen. Bilateral, vor allem in den 
Gesprächen, die der amerikanische Sonder-
beauftragte Kissinger im Sommer 1972 in Mos-
kau führte, wurde vereinbart, daß parallel zu 
der Vorkonferenz in Helsinki multilaterale 
Vorgespräche üb
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er eine Truppenverminderung 
in Genf stattfinden sollten. Diese Gespräche, 
an denen auf westlicher Seite die USA, Kanada, 
die BRD, Großbritannien, die Niederlande und 
Belgien teilnehmen würden, sollten im Januar 
1973 aufgenommen werden ).
Die Konfrontation des östlichen Konferenz-
vorschlages mit den vom Westen vorgebrach-
ten Gedanken beiderseitiger Truppenvermin-
derung hatte durchaus ambivalente Wirkun-
gen. Zwar war der westlichen Absicht kein 
Erfolg beschieden, entweder die Konferenz 
mit sicherheitspolitischer Substanz anzurei-
chern oder aber sie zu verhindern. Dennoch 
wirkte das MBFR-Projekt als eine Art Kataly-
sator, um die unterschiedlichem Positionen 
innerhalb des Westens als auch zwischen Ost 
und West in der Frage der Aufnahme von 
multilateralen Verhandlungen über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa auf einen ge-
meinsamen Nenner zu bringen.

Gesamteuropäische Zusammenarbeit, wirtschaftliche 
Kooperation und westeuropäische Integration

Ein Schwerpunkt der geplanten europäischen 
Konferenz, die neben den Fragen der Sicher-
heit vor allem die Möglichkeiten für eine ver-
stärkte Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West ausloten soll, wird zweifellos auf dem 
wirtschaftlichen Sektor liegen. Die Sowjet-
union und ihre Verbündeten bekundeten er-
neut in der Prager Deklaration vom 26. Janu-
ar 1972 ihr Interesse an breiter Entfaltung 
vielfältiger und gegenseitig vorteilhafter Be-
ziehungen auf wirtschaftlichem und wissen-
schaftlich-technischem Gebiet: „Die Zusam-
menarbeit bei der rationellen Nutzung der 
Rohstoff- und Energieressourcen Europas, bei 
der Erhöhung des Industriepotentials, der 
Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit sowie 
bei der Anwendung der Errungenschaften der 
wissenschaftlich-technischen Revolution wird 

es gestatten, die Möglichkei
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ten zur Hebung 
des Wohlstandes der europäischen Völker zu 
vervielfachen." )

Dieser aufmunternde Appell wurde ergänzt 
durch den Hinweis, daß solche Bemühungen 
dazu beitragen sollen, künstliche Barrieren 
und Ungleichheiten zwischen den europäi-
schen Staaten abzubauen. Trotz der verbindli-
chen Formulierung ist gerade dieser Hinweis 
Indiz für die handfesten Vorbehalte der So-
wjetunion gegen die westeuropäische Integra-
tionspolitik, wie sie sich vor allem in den Euro-
päischen Gemeinschaften manifestiert, und die 
den Sowjets von jeher ein Dorn im Auge ist. 
Die langjährige Weigerung der meisten 
osteuropäischen Staaten, die Faktizität der 
EWG anzuerkennen, und die gegen diese ge-
führte publizistische Kampagne, die erst wäh-

51) Deklaration über Frieden, Sicherheit und Zu-
sammenarbeit .... a. a. O., S. D 110.



rend der Ratifizierungsdebatte über die Ost-
verträge im Deutschen Bundestag aufgegeben 
wurde, ließen den Eindruck entstehen, daß 
die Sowjetunion in einer KSZE ein Mittel sah, 
um die wirtschaftliche Integration des We-
stens zu torpedieren oder zumindest mit der 
Verlockung eines verstärkten Osthandels zu 
imitieren.

Die Befürchtungen im Westen und die Er-
kenntnis, daß die Angriffe gegen die Europäi-
sche Gemeinschaften sinnvolle Verhandlun-
gen über eine wirtschaftliche Zusammenar-
beit nur unnötig belasten, veranlaßten die So-
wjetunion inzwischen zu einer Korrektur ih-
res Standpunktes. Am 20. März 1972 erklärte 
Generalsekretär Breshnjew: „Die Sowjetunion 
ignoriert keineswegs die in Westeuropa ent-
standene Lage, darunter auch die Existenz 
einer solchen ökonomischen Gruppierung der 
kapitalistischen Länder wie den .Gemeinsa-
men Markt'." 52 ) Die alten Vorbehalte sind 
durch diese Äußerung zwar nicht wegge-
wischt, genausowenig wie die sowjetische 
Hoffnung völlig geschwunden ist, interne Ri-
valitäten zwischen den EWG-Partnern auszu-
nutzen. Sie ist jedoch geeignet, die kommen-
den Gespräche zu erleichtern. Theodor 
Schweisfurth umschreibt diesen Positions-
wandel so: „Es hat allen Anschein, daß die 
Sowjetunion auf der KSZE die westeuropäi-
schen Staaten nicht ernsthaft vor die Wahl 
stellen wird, entweder gesamteuropäische Zu-
sammenarbeit oder westeuropäische Integra-
tion zu treiben. .. . Die Sowjetunion wird sich 
vielmehr mit der westeuropäischen Integra-
tion abfinden, um gesamteuropäische Zusam-
menarbeit 53möglich zu machen." )

Die Mitglieder des Gemeinsamen Marktes 
und der NATO waren ihrerseits ständig be-
strebt, keinen Zweifel darüber aufkommen zu 
lassen, daß die auch von ihnen befürwortete 
multilaterale Zusammenarbeit auf wirtschaft-
lichem Bereich keinesfalls eine Alternative zu 
den Europäischen Gemeinschaften darstellen 
könnte. Die Bundesregierung setzte sich sogar 
nachhaltig dafür ein, die Europäischen Ge-
meinschaften an den Konferenzvorbereitungen 
zu beteiligen. Seit Ende 1970 fanden über das 
Konferenzprojekt rege Konsultationen, vor al-

52) Rede Breshnjews vor dem XV. Kongreß der 
Gewerkschaften der UdSSR am 20. 3. 1972, in: 
Iswestija, 21. 3. 1972.
53) Theodor Schweisfurth, Sowjetunion, westeuro-
päische Integration und gesamteuropäische Zusam-
menarbeit, in: Europa-Archiv, 8/1972, S. 268. 

lern im Rahmen der Außenministerkonferen-
zen und im Davignon-Ausschuß statt. Pro-
bleme für eine verstärkte Zusammenarbeit 
wurden vor allem in den unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Systemen der 
Staaten Ost- und Westeuropas gesehen. Nach 
Auffassung der westlichen Partner könnte 
eine Zusammenarbeit durch Konvertierbarkeit 
der osteuropäischen Währungen, der Herstel-
lung unmittelbarer Kontakte zwischen Her-
stellern und Verbrauchern in Ost und West, 
verbesserte Schiedsgerichtsbarkeit, ein größe-
res Maß an gegenseitiger Information, Anglei-
chung der Normen und besseres Marketing 
für osteuropäische Waren im Westen wesent-
lich gefördert werden. Die EWG-Länder wa-
ren sich in ihrer Mehrheit jedoch der Tatsa-
che bewußt, daß sie auf einer gesamteuropäi-
schen Konferenz den osteuropäischen Staaten 
auf ihren Interessengebieten — Einfuhrlibera-
lisierung, Gewährung staatlicher Kredite, 
Ausnahmen von der Agrarmarktordnung — nur 
sehr begrenzt entgegenkommen konnten. Da-
gegen sahen sie größere Möglichkeiten im 
Bereich der industriellen und technologischen 
Kooperation.

In einem Vortrag über „Stand und Aussichten
54

 
des Osthandels" )  vertrat Außenminister 
Scheel im Mai 1972 die Auffassung, daß Ge-
spräche über Zusammenarbeit auf einer KSZE 
dann sinnvoll seien, wenn sie den verschiede-
nen Wirtschaftsstrukturen Rechnung tragen, 
die wechselseitige Aktivierung von Kontak-
ten begünstigen und somit solide Grundlagen 
für einen breiteren Ausbau der Wirtschafts-
beziehungen schaffen. Darüber hinaus könnte 
sich ein intensiverer Grad wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit langfristig als friedenssi-
chernder Faktor auswirkten und eine bele-
bende Wirkung auf die Reformdiskussion im 
osteuropäischen Wirtschaftsbereich ausüben. 
Diese hohen Erwartungen, die von östlicher 
wie von westlicher Seite mit einer Erweite-
rung der wirtschaftlichen Kooperation ver-
bunden werden, erfordern unter Berücksichti-
gung der systemimmanenten begrenzten Mög-
lichkeiten bereits in der Vorbereitungsphase 
der KSZE die sorgfältige Entwicklung realisti-
scher Vorschläge. Diese analytische Kleinar-
beit ist notwendig, um den vielfältigen Inter-
essen einen wirklickeitsnahen Rahmen zu ge-
ben.

54) Vgl. Walter Scheel, Stand und Aussichten des 
Osthandels, in: Bulletin vom 20. 5. 1972, S. 1061 ff.



Freizügigkeit für Personen, Informationen und Ideen

Es gibt kaum eine offizielle Stellungnahme 
seitens des Westens, in der nicht größere 
Freizügigkeit als Verhandlungsgegenstand 
einer KSZE genannt wird. In der Bundesrepu-
blik wird dieses Thema mit besonderer Auf-
merksamkeit diskutiert, zumal multilaterale 
Gespräche über eine größere Bewegungsfrei-
heit zwischen Ost und West ein direktes Pen-
dant zu den Verhandlungen über menschliche 
Erleichterungen mit der DDR darstellen. Die 
Befürworter der Konferenz suchen nach ver-
bindlichen Formulierungen, um der Sowjet-
union diesen Tagesordnungspunkt schmackhaft 
zu machen, und die Skeptiker wollen gerade 
in dieser Frage die sowjetische Entspan-
nungsbereitschaft bestätigt oder geleugnet se-
hen. Dabei ist wohl zu berücksichtigen, daß 
den Forderungen nach verstärktem Austausch 
von Informationen und Meinungen und nach 
Reiseerleichterungen im Osten und im We-
sten ein recht unterschiedliches Verständnis 
zugrunde liegt.

Der Freizügigkeitskatalog, der im Westen all-
enthalben aufgestellt wird, ist sehr umfang-
reich. In den Bereich des Personenverkehrs 
fallen Erleichterungen für Familienzusammen-
führungen, Heiraten mit westlichen Auslän-
dern, Ausstellung von Auswanderungsvisa für 
Bürger der sozialistischen Länder und für den 
touristischen Reiseverkehr. Eine größere Frei-
zügigkeit für Informationen und Ideen bedeu-
tet aus westlicher Sicht nicht nur einen ver-
stärkten Austausch von Zeitungen, Rundfunk-
programmen und Büchern, sondern auch die 
freiere Betätigung von Journalisten und mehr 
Kontaktmöglichkeiten, z. B. für Hochschulleh-
rer und Studenten. Dieses Verständnis von 
Freizügigkeit ist weiter gefaßt als etwa die 
Vorstellung, daß sich Kulturaustausch auf die 
Entsendung von Delegationen und Sympho-
nieorchestern beschränken kann. Es ist abzu-
sehen, daß diese Einzelpunkte nicht auf spon-
tane sowjetische Gegenliebe stoßen werden 
und deshalb behutsam angegangen werden 

müssen. Fortschritte auf diesem Gebiet wer-
den im wesentlichen davon abhängen, wel-
cher Grad an Liberalisierung von der Sowjet-
union für vertretbar angesehen wird. Ande-
rerseits stößt die von den Osteuropäern ge-
wünschte Aufhebung des Visazwangs in den 
meisten westlichen Ländern aus Gründen der 
inneren Sicherheit auf Widerstand. Ebenso 
würde die von den USA erhobene Forderung 
nach Einstellung der Störung von Rundfunk-
sendungen ohne Zweifel mit der Gegenforde-
rung nach Abbau amerikanischer Sender in 
der BRD beantwortet werden.
Die Bundesrepublik, die ursprünglich die Ab-
sicht verfolgte, Elemente
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 des Kasseler 20- 

Punkte-Programms ) in die multilaterale Dis-
kussion um Freizügigkeit auf einer KSZE ein-
zubringen, hat inzwischen ihre Haltung geän-
dert. Seit sich im Dialog mit der DDR Fragen 
der Bewegungsfreiheit als verhandelbar erwie-
sen, ist der bilaterale Modus vivendi als Kenn-
zeichen der besonderen Beziehungen zwi-
schen den beiden deutschen Staaten vor 
einer Europäisierung des Grundsatzes der 
Freizügigkeit in den Vordergrund gerückt. Im 
Zusammenhang mit der Negotiabilität dieses 
Problembereiches wird ein wesentliches Di-
lemma der Position des Westens deutlich. Das 
erklärte Ziel einer sicherheitspolitischen Sta-
bilisierung einerseits und einer Dynamisie-
rung der Ost-West-Beziehungen im Sinne 
einer Überwindung des politischen — nicht ter-
ritorialen — Status quo andererseits beinhal-
tet einen offensichtlichen Widerspruch: eben-
so wie die bisherige Stabilisierungspolitik der 
NATO zur Verfestigung des Status quo ge-
führt hat, zeigte die Intervention des War-
schauer Paktes in der CSSR überdeutlich die 
Grenzen einer Liberalisierungsstrategie.

55) Vgl. 20-Punkte-Memorandum der deutschen 
Bundesregierung über Grundsätze und Vertrags-
elemente für die Regelung gleichberechtigter Be-
ziehungen zwischen der BRD und der DDR vom 
21. 5. 1970, in: Europa-Archiv, 14/1970, S. D 332 f.



Umweltschutz

Die Anregung der NATO-Staaten, auch Fra-
gen des Umweltschutzes in die Tagesordnung 
einer Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit einzubeziehen56 ), ist inzwischen 
von den Mitgliedern des Warschauer Pakts 
aufgenommen worden. Nach ihrer Auffassung 
gehört zur Entwicklung gegenseitiger vorteil-
hafter Beziehungen in verschiedenen Berei-
chen auch eine breit angelegte Kooperation 
auf dem Umweltsektor57 ). Auch die Erörte-
rung dieses Themas, das sich weltweiter Po-
pularität erfreut, wird nicht problemlos von- 
statten gehen, da vor allem die Interessen der 
großen Industrienationen direkt tangiert wer-
den. Angesichts der allgemein anerkannten 
Notwendigkeit, weltweite Schutzmaßnahmen 

56) Vgl. Kommunique der NATO-Ministertagung 
in Brüssel am 9. und 10. 12. 1971, in: Europa- 
Archiv, 4/1972, S. D 100.
57) Vgl. Prager Deklaration vom 25. und 26. 1. 1972, 
a. a. O„ S D 107.

58) Vgl. Die Stockholmer Konferenz der Vereinten 
Nationen über die Umwelt des Menschen vom 
5. bis zum 16. 6. 1972, in: Europa-Archiv, 18/1972, 
S. D 437 ff.
59) Vgl. Kommunique des NATO-Ministerrats vom 
10. 12. 1971, in: Bulletin vom 14. 12. 1971.

einzuleiten, verspricht dieses Thema aber 
vielleicht am ehesten erfolgreiche Verhand-
lungen. Die „Stockholmer Konferenz der Ver-
einten Nationen über die Umwelt des Men-
schen vom 5. bis 16. Juni 1972" hat auf die-
sem Gebiet vorbereitende Arbeit geleistet 
und verschiedene Resolutionen verabschie-
det58 ). Sie bietet damit ausreichend Bezugs-
punkte auch für eine KSZE. Sie gibt vor al-
lem die Chance . der Beteiligung der War-
schauer-Pakt-Staaten, die mit Ausnahme 
Rumäniens der Stockholmer Konferenz aus 
Protest gegen die Nichtzulassung der DDR 
fernblieben. Zum anderen ist der Umweltsek-
tor jenes Gebiet, auf dem sich vor allem re-
gionale Lösungen anbieten.

Themenkatalog, Prozedurfragen und Probleme der Vorbereitung

Die Vorbereitung einer KSZE soll — darüber 
bestehen kaum Meinungsverschiedenheiten 
— sorgfältig und nicht übereilt vonstatten ge-
hen. Es ist bereits heute abzusehen, daß sich 
dem Auftakt in Helsinki zu multilateralen Ge-
sprächen eine langwierige Periode zähen Ver-
handelns anschließt. Der am 22. November in 
Helsinki eröffnete „Salon der Botschafter" hat 
die Aufgabe, eine Tagesordnung aufzustellen, 
über Abstimmungsmodi zu befinden, Vor-
schläge zur Konferenzart zu erarbeiten und 
die Verhandlungsgegenstände zu bestimmen. 
Jede Entscheidung zu diesen Einzelpunkten 
wird mittelbar oder unmittelbar einen bestim-
menden Einfluß auf den Verlauf und die Er-
gebnisse der Konferenz selbst ausüben und 
erfordert deshalb Vorausschau und diplomati-
sches Feingefühl. Die Einsicht, daß eine Fest-
legung von Abstimmungsmodi gleichzeitig 
das Kräfteverhältnis bestimmt und daß die 
Auswahl der Themen ebenfalls eine Aussage 
über die potentiellen Ergebnisse darstellt, nö-
tigt jedem Konferenzteilnehmer besondere Be-
mühungen um eine günstige Ausgangsposi-
tion ab. Die Änderungen und Umformulierun-
gen der Vorschläge des Warschauer Pakts 
und die langwierigen Bemühungen der 
NATO, eine gemeinsame Haltung zu entwik- 

kein, gaben bereits im Vorfeld der eigentli-
chen Konferenzvorbereitungen einen Ein-
druck von den für die Vorkonferenz zu er-
wartenden Schwierigkeiten.

Der Ministerrat der NATO befaßte sich im 
Dezember 1971 in Brüssel mit vier Themenbe-
reichen für eine KSZE:
1. Sicherheitsfragen einschließlich der 

Grundsätze für zwischenstaatliche Bezie-
hungen und bestimmte militärische Aspek-
te der Sicherheit;

2. Freizügigkeit für Menschen, Informationen 
und Ideen sowie kulturelle Beziehungen;

3. Zusammenarbeit in der Wirtschaft, der an-
gewandten Wissenschaft und Technologie 
sowie der reinen Wissenschaft;

4. Zusammenarbeit zur Verbesserung des Um-
weltschutzes ).59

Bei der Formulierung dieser Themen haften 
die Minister versucht, ihre eigenen Zielvor-
stellungen mit solchen Elementen zu kombi-
nieren, die ein besonderes Interesse der 
osteuropäischen Staaten vermuten ließen. 
Uber die offiziellen Erklärungen des War-



schauer Paktes hinaus hatten zahlreiche bila-
terale Gespräche sowie diverse Entwürfe und 
Diskussionspapiere dazu beigetragen, die ver-
schiedenen Auffassungen und Standpunkte zu 
kommunizieren. Auch der deutsch-sowjeti-
sche und der deutsch-polnische Vertrag so-
wie die anläßlich des Besuches von Parteise-
kretär Breshnjew in Paris vereinbarten 
Grundsätze französisch-sowjetischer Zusam-
menarbeit und die amerikanisch-sowjetische 
Erklärung vom Mai 1972 gestatten einen 
Ausblick auf Argumentation und Interessen-
lage der östlichen Seite. Zunächst hatten sich 
die Staaten des Warschauer Paktes darauf be-
schränkt, einen Gewaltverzicht und die Ver-
besserung der wirtschaftlich-technologischen 
Kooperation als Verhandlungsthemen zu nen-
nen 60).  Auf ihrer Konferenz in Prag im Januar 
1972 legten sie nun auch ihrerseits einen 
Katalog von Grundprinzipien vor, über die auf 
einer KSZE Übereinstimmung erzielt werden 
sollte:

1. Unverletzbarkeit der Grenzen;

2. Gewaltverzicht;

3. Friedliche Koexistenz;

4. Grundlagen gutnachbarlicher Beziehungen 
und Zusammenarbeit im Interesse des 
Friedens: Unabhängigkeit und nationale 
Souveränität, Gleichberechtigung, Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenhei-
ten;

5. Gegenseitige vorteilhafte Beziehungen 
zwischen den Staaten auf wirtschaftli-
chem, wissenschaftlich-technischem und 
kulturellem Gebiet, sowie beim Tourismus 
und Umweltschutz;

6. Abrüstung;

7. Unterstü 61tzung der UNO ).

In einem gesonderten Teil der Prager Erklä-
rung wurde die Bereitschaft erklärt, eine Ver-
einbarung über die Reduzierung der Streit-
kräfte und Rüstungen in Europa, und zwar der 
ausländischen wie der einheimischen, abzu-
schließen. Es wurde keine Verbindung zur Si-
cherheitskonferenz hergestellt, jedoch erklärt, 
daß diese Frage nicht Gegenstand von Block- 
zu-Block-Verhandlungen sein könnte.

Die formale Übereinstimmung vieler Themen, 
die von der NATO und dem Warschauer Pakt 
vorgeschlagen wurden, darf jedoch nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß hinter den Chiffren 
unterschiedliche politische Ziele stehen. Die 
vorbereitenden Gespräche in Helsinki haben 
aus diesem Grund die Aufgabe, die politische 
Bandbreite der Begriffe abzustecken und Di-
vergenzen in ihrem Verständnis zu klären.

Ein weiterer Punkt, der die Missionschefs in 
Helsinki beschäftigen wird, ist die Festlegung 
auf einen bestimmten Konferenztyp. Hier zei-
gen die in den vergangenen Jahren entwik- 
kelten unterschiedlichen Vorstellungen, daß 
bereits mit der Auswahl eines Konferenzmo-
dells spezifische Erwartungen bezüglich der 
Bedeutung, der Wirkung, und der erhofften 
Ergebnisse verbunden werden, wobei das eine 
jeweils zu Lasten des andern gehen kann.

Im Kleiderschrank der Konferenzmodelle, die 
die internationale Diplomatie entwickelt hat, 
hängen nicht nur zeitlose Maßanzüge, die je 
nach Bedarf ausgesucht werden können. Es 
gilt vielmehr den Bedürfnissen und dem Ge-
schmack der Zeit Rechnung zu tragen, ohne 
dabei zu vergessen, daß sich modische Ele-
ganz mit guter Paßform verbinden muß, wenn 

. ihre Träger Freude an dem neuen Stück ha-
ben sollen.

Seitens des Warschauer Pakts hatte man 
wohl zunächst an eine große, einmalige Kon-
ferenz ähnlich der Locarno-Konferenz ge-
dacht. Ihre Wirkung wäre vor allem propa-
gandistischer Natur gewesen, wie die Be-
schwörung eines neuen Geistes der Entspan-
nung in Analogie zu dem „Geist von Genf" 
oder dem „Geist von Camp David", dem je-
doch Berlin-Ultimatum und Kuba-Krise folg-
ten. Im Westen bevorzugte man zunächst 
eher eine ständige Konferenz, vergleichbar 
mit der Genfer Abrüstungskonferenz, die als 
Kontaktorgan und Instrument europäischer 
Krisönmanagements dienen sollte. Die NATO- 
Partner tendieren jedoch dazu, sich nicht auf 
eine bestimmte Form festzulegen, bevor nicht 
Inhalt und Ziel der Konferenz konkretere Ge-
stalt angenommen hätten.

Die größten Chancen werden gegenwärtig dem 
französischen Plan eingeräumt, der drei Phasen 
umfaßt: Außenministerkonferenz — Kommis-
sionsrunde — Abschlußtreffen der Außenmini-
ster oder auch der Regierungschefs. „Die KSZE 
sollte nicht als ein punktuelles Geschehen, son-
dern als der Auftakt zur Einleitung von Ent-

60) Vgl. Erklärung der Außenministerkonferenz der 
Warschauer-Pakt-Staaten in Prag vom 30. und 
31. 10. 1969, in: Europa-Archiv, 23/1969, S. D 551 f. 
61) Vgl. Prager Deklaration vom 25. und 26. 1. 1972, 
a. a. O„ S. D 109 ff.



Wicklungsprozessen gesehen werden." 62 ) Das 
bedeutet, daß entsprechend dem Verlauf und 
den Vereinbarungen der Konferenz, Fragen 
einer Institutionalisierung zur Diskussion ste-
hen werden. „Man könnte sich vorstellen, daß 
einige der technischen Regierungskommissio-
nen, die im Konferenzverlauf eingesetzt wer-
den, .. . ihre Arbeit mit einem zeitlich und 
thematisch begrenzten Mand

63
at eine Weile 

fortsetzen." ) Es ist zum heutigen Zeitpunkt 
noch verfrüht, Aussagen darüber machen zu 
wollen, welche Formen gefunden werden kön-
nen. In östlichen Vorschlägen wurde mehr-
fach die Bildung 64eines neuen „Organs" ) an-
gesprochen, während im Westen eher daran 
gedacht wird, bereits bestehende Institutionen 
— wie z. B. die Economic Commission for 
Europe (ECE) — mit zusätzlichen Aufgaben zu 
betrauen. Die Entwicklung von Organisations-
modellen und die Entscheidung über die Ver-
wirklichung wird der eigentlichen Konferenz 
Vorbehalten bleiben und nicht bereits wäh-
rend der Vorbereitung zur Erörterung ste-
hen.
Besonderen Anteil am Zustandekommen der 
Vorgespräche in Helsinki hat die finnische 
Regierung gehabt. Ihre Vorschläge trugen 
wesentlich zur Überwindung der gegensätzli-
chen Einschätzung des Konferenzprojekts bei. 
In besonderer Weise gilt dies für das finni-
sche Aide-memoire vom 24. November 1970 65), 
das seitens der NATO als „vereinbarte Grund-
lage 66 ) der multilateralen Vorgespräche be-
trachtet wird. In diesem werden folgende 
Grundsätze postuliert:

62) Paul Frank, Zielsetzungen der Bundesrepu-
blik . . . , a. a. O„ S. 157.
63) Götz von Groll, Ost-West-Gespräche . , . , a. a. O., 
S. 523.
64) Vgl. Prager Deklaration vom 25. und 26. 1. 1972, 
a. a. aO., S. D 110.
65) Aide-memoire der finnischen Regierung vom 
5. 5. 1969, a. a. O., S. D 309.
66) Götz von Groll, Ost-West-Gespräche . . . , a. a. O., 
S. 515. 67) Ebenda, S. 515.

1. Teilnahme aller betroffenen Staaten
2. Garantierter Erfolg der Konferenz durch 

sorgfältige Vorbereitung
3. Das Erzielen eines Konsensus in Substanz-

fragen, der gemeinsame Anstrengungen 
für die Sicherheit in Europa ermöglicht

4. Keine völkerrechtliche Anerkennung der 
bestehenden politischen Verhältnisse in 
Europa

5. Multilaterales Treffen in Helsinki auf der 
Ebene der Missionschefs

6. Unverbindliche Teilnahme an den Konsul-
tationen

7. Intensivierung des Austausches relevanter 
Informationen, die es den Regierungen ge-
stattet, ihre Haltung über die Möglichkei-
ten der Einberufung einer KSZE zu definie-
ren ).67

Perspektiven der Konferenz

Die teils hoffnungsvoll, teils ängstlich geäu-
ßerte Vermutung, daß auf einer Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa der Grundstein für ein neues europäisches 
System gelegt würde, welches die bestehen-
den Bündnissysteme ablösen könnte, wird kurz-

fristig kaum Bestätigung finden. Der Zwang 
zur Abstimmung der Standpunkte und Inter-
essen hinsichtlich des Konferenzprojektes hat 
in den vergangenen Jahren zu verstärkten 
Konsolidierungsbemühungen innerhalb der 
Allianzen geführt. Es bleibt abzuwarten, ob es 
den Neutralen und anderen interessierten Län-
dern wie Frankreich und Rumänien gelingen 
wird, alternative Positionen anzubieten bzw. 
Vermittlerdienste zu leisten.

Die Bundesregierung hat häufig und unmiß-
verständlich auf die Notwendigkeit einer en-
gen Konsultation der NATO-Partner hinge-



wiesen. Diese Suche nach Rückendeckung 
galt auch für die Ostpolitik der Regierung 
Brandt/Scheel, die durch bilaterale Kontakte 
die Aufnahme multilateraler Gespräche er-
leichtert hat. Hinzu kommt das besondere In-
teresse der Bundesrepublik, die amerikani-
sche Präsenz in Europa zu sichern und neo-
isolationistischen Tendenzen in den USA ent-
gegenzuwirken. Es ist jedoch nicht zu überse-
hen, daß das amerikanische Engagement in 
Europa in gleichem Maße einen Funktionswan-
del erfährt, wie neue Vereinbarungen der 
USA mit der Sowjetunion zustande kommen. 
„Die Atlantische Allianz wird in ihrer we-
sentlichen Funktion, als Rahmen für die mili-
tärische Zusammenarbeit, in künftigen Ver-
handlungen mit der Sowjetunion abzusichern 
sein. Die Sicherheit Westeuropas wird in 
Europa mehr an der amerikanischen Verhand-
lungspolitik als an den tatsächlichen militäri-
schen Möglichkeiten der westlichen Schutz-
macht abgelese 68n werden." ) Im übrigen be-
deutet Präsident Nixons Ankündigung einer 
.Überprüfung der atlantischen Beziehungen' 
mehr als das bloße Bedürfnis nach stärkerem 
Lastenausgleich für die Kosten der amerika-
nischen Truppenpräsenz in Westeuropa.

Ein weiterer wichtiger Faktor für die Zukunft 
der westlichen Allianz ist die „potentielle in-
stitutionelle Konkurrenz zwischen Allianz 
und Europäischer Gemeinschaft (EG), auch 
wenn bisher zu einem gewissen Grad eine 
Komplementarität überwog, die sowohl in be-
zug auf Themen (Sicherheit hier, Zusammen-
arbeit dort) wie auf Beteiligung (EG ohne Ver-
einigte Staaten, Allianz weitgehend ohne 
Frankreich) wünschenswert war. Je stärker 
jedoch politische Strukturfragen in den Vor-
dergrund einer multilateralisierten Ost-West- 
Diplomatie rücken, um so stärker

69
 kann dieser 

institutioneile Dualismus werden" ).  Die 
Tragfähigkeit der Solidaritätsbekenntnisse 
der NATO wird bereits auf der KSZE eine 
Prüfung erfahren. Auch wenn die Vorstellun-
gen über ein zukünftiges europäisches Sicher-
heitssystem oder eine europäische Friedens-
ordnung noch keine konkretere Gestalt ange-
nommen haben, sollte die Furcht vor Ero-
sionsgefahren jedoch nicht die Möglichkeiten 
nützlicher Verhandlungen verdecken.

Die Konferenz kann zu einem vielseitigen 
Kontaktforum für bi- und multilaterale Ko-
operation in den Bereichen Wirtschaft, Tech-
nologie, Kultur und Umweltschutz werden. 
Dies setzt zunächst das sorgfältige Ausloten 
der realen Möglichkeiten für eine Zusammen-
arbeit voraus und erfordert die Berücksichti-
gung der bestehenden Institutionen wie der 
Europäischen Gemeinschaften oder des Rats 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe sowie eine 
Anpassung derselben an veränderte Bedin-
gungen.
In Verhandlungen über Grundsätze zwischen-
staatlicher Beziehungen wird sich die Frage 
stellen, ob nur politische Absichtserklärungen 
abgegeben werden sollen oder ob völker- 
rechtlich verbindliche Übereinkünfte, orien-
tiert an der Charta der Vereinten Nationen, 
erreichbar sind. Vorausgehen muß eine Klä-
rung von Begriffen wie Selbstbestimmung, 
Nichteinmischung oder Souveränität, die auf 
unterschiedlichen Wertvorstellungen beru-
hen. Dasselbe gilt für die Frage der Freizügig-
keit zwischen Staaten unterschiedlicher Ge-
sellschaftsordnung. Die Kooperationsbereit-
schaft beider Seiten kann hierbei zum Grad-
messer ihrer Entspannungswilligkeit werden. 
Es wäre jedoch unrealistisch, von der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit schnelle 
und konkrete Ergebnisse in allen angespro-
chenen Sachfragen fordern zu wollen. Dies 
gilt gleichermaßen für die Gespräche über 
einen ausgewogenen Truppenabbau (MBFR). 
Im Januar 1973 werden — gleichzeitig zu der 
in Genf stattfindenden zweiten SALT-Runde — 
in der Schweiz Vertreter der europäischen 
Stationierungsmächte sowie der zentraleuro-
päischen Staaten zusammenkommen, um Ver-
handlungen über eine Stabilisierung und 
mögliche Reduzierung des militärischen 
Gleichgewichts in Europa vorzubereiten.

Eine europäische Friedensordnung oder ein 
kollektives Sicherheitssystem für Europa mit 
z. B. einer übergeordneten Schiedsgerichtsbar-
keit und vereinbarten Sanktionsmöglichkeiten 
ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt höchstens 
ein Denkmodell, jedoch kein kurzfristig zu 
verwirklichendes Ziel. Es ist aber nicht un-
wahrscheinlich, daß gerade von Seiten der 
nichtgebundenen Staaten oder denjenigen an 
der Peripherie der Bündnissysteme auf der 
KSZE interessante Anregungen ausgehen 
werden.
Damit die Ansprüche, die mit einer KSZE ver-
knüpft. sind, durch ernsthafte Erfolgsaussich-
ten gerechtfertigt werden, darf sich die Kon-

68) Uwe Nerlich, Westeuropa und der amerikanisch-
sowjetische Bilateralismus, in: Europa-Archiv, 20/ 
1972, S. 697.
69) Ebenda, S, 698.



ferenz nicht mit dem Niveau eines unverbind-
lichen Meinungsaustausches bescheiden. Ver-
trauensbildende Maßnahmen, die über den 
rein atmosphärischen Bereich hinausgehen, 
können richtungsweisend werden für langfri-
stige Prozesse, die allmählich die kooperati-
ven Strukturen in Europa verstärken würden. 
Valentin M. Falin bemerkte unlängst mit ele-
ganter Nüchternheit zur Frage der Koexistenz 
von Staaten: „Heute gibt es im Grunde drei 
Möglichkeiten: gegeneinander, nebeneinander 
oder miteinander. Es ist klar, daß es beinahe 

unmöglich geworden ist, nach den Rezepten 
der Vergangenheit gegeneinander zu wirken. 
Nebeneinander zu leben ist schon ein Fort-
schritt im Vergleich mit der ersten Möglich-
keit. Aber auch dies ist vom Standpunkt der 
Erfordernisse unserer Zeit noch viel zu wenig. 
Miteinander — das ist eine optimale Varian-
te, aber wahrscheinlich noc

70
h einstweilen zu 

gut, um Wirklichkeit zu sein." )

70) Valentin M. Falin, Auf dem Weg zur gesamt-
europäischen Konferenz, in: Europa-Archiv,.21/1972, 
S. 729.



Alois Friedel/Wolfram-Georg Riggert: Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 
Entwicklung 1954—1972

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1—2/73, S. 3—15

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) sowie die beider-
seitige ausgewogene Truppenreduzierung (MBFR) ist seit längerem, insbesondere seit 
Beginn der Vorkonferenz in Helsinki (22. November 1972), stark in den Vordergrund der 
politischen Diskussion gerückt.

Die KSZE hat eine lange Vorgeschichte. Sie entspringt, sowjetischen Vorstellungen aus 
dem Jahre 1954. Während es sich bei diesem Projekt zunächst vor allem um sicherheits-
politische Fragen und deren Regelung in Europa handelte, tritt seit etwa 1968/69 das 
Interesse des Ostblocks an wirtschaftlicher, wissenschaftlich-technologischer und kultu-
reller Zusammenarbeit im Rahmen einer solchen Konferenz stärker hervor.

Die NATO ging auf den Konferenzvorschlag des Warschauer Paktes erstmals im Juni 1968 
indirekt ein, indem sie ihrerseits die Anregung zu einer beiderseitigen ausgewogenen 
Truppenreduzierung (MBFR) gab.

Der sich seit etwa 1970 anbahnende Kommunique-Dialog zwischen NATO und den Staaten 
des Warschauer Paktes mündet ein in die in Helsinki begonnenen Vorgespräche, denen 
im Januar 1973 Explorationsgespräche über die MBFR folgen sollen.

Helga Haftendorn / Leo Wieland: Konzert der Staaten und Interessen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1—2/73, S. 16—38

Das Projekt einer Konferenz über Sicherheit, und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
rückte im vergangenen halben Jahrzehnt immer stärker in den Vordergrund der Dis-
kussion um die ordnungs- und sicherheitspolitischen Probleme Europas. In der Laut-
stärke von Propaganda und Ablehnung und im Einfallsreichtum, mit dem versucht wurde, 
die Konferenz als Instrument blockstabilisierender oder blocküberwindender Politik zu 
operationalisieren, spiegelten sich gleichzeitig die wechselnden Hoffnungen und Befürch-
tungen gesamteuropäischer Politik.

Die Eröffnung des .Salons der Botschafter' vom 22. November 1972 in Helsinki markiert 
eine Zäsur zwischen der unverbindlichen Erörterung politischer Zielvorstellungen und der 
konkreten Festlegung des Konferenzfahrplans. Schon die Einigung auf ein bestimmtes 
Konferenzmodell, die Vereinbarung einer Tagesordnung und die Ausarbeitung von Ver-
fahrensregeln muß erweisen, was von den zahlreichen Vorschlägen im Vorfeld der Kon-
ferenz Propaganda und was unabdingbare politische Positionen waren.

Die Verhandlungspartner werden kaum darauf verzichten, die Konferenz mit ihren unter-
schiedlichen politischen Vorstellungen und eigenen nationalen Interessen zu verbinden. 
Jede Entscheidung in Prozedurfragen, mag sie auch noch so peripher erscheinen, eröffnet 
Optionen und verschließt andere. Hierin liegt die politische Bedeutung der Vorkonferenz. 
Durch die Ausklammerung der Verhandlungen über eine beiderseitige und ausgewogene 
Truppenreduzierung, durch die Fortschritte bei der Suche nach einem für die europäischen 
Staaten — insbesondere für die beiden deutschen — und die Weltmächte akzeptablen 
Modus vivendi in der deutschen Frage und durch das starke Engagement der Sowjet-
union und der USA sind bereits in der Vorphase wichtige Entscheidungen gefallen. Die 
dabei zutage getretenen Interessenlagen sowie die Suche nach einem gemeinsamen 
Nenner innerhalb der bestehenden Bündnisse werden ebenso untersucht, wie die Fest-
legungen einzelner Staaten und die vorhandenen Alternativen und die Vorstellungen, 
mit denen die Bundesrepublik an das Konferenzprojekt bisher herangegangen ist.
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